
Seite 6 // Heime

Heimlich Das Bremer Amtsgericht hat eine 
Pflegerin zu einer Geldstrafe verurteilt, weil 
sie eine Heimbewohnerin misshandelt hat. 
Der Fall kam ans Licht, weil der Sohn des 
Opfers den Missbrauch heimlich gefilmt 
hatte. Das Material wurde zugelassen. 

Seite 11 // Ambulante Dienste

Wertvoll Mitarbeiter jenseits des 50. Le-
bensjahrs beschäftigungsfähig zu halten 
– dieses Ziel verfolgt ein Pflegedienst der 
Caritas Borken in Nordrhein-Westfalen. 
Denn die Älteren bringen für das Unterneh-
men wertvolles Wissen und Erfahrung mit.

Seite 5 // Nachrichten

Einmalig Im geplanten „Demenz-Klinik-Hotel“ 
sollen Angehörige ausspannen und sich fort-
bilden, das Personal kümmert sich derweil um 
die Demenzkranken. Initiator Rudi Gosdschan 
spricht von einem weltweit einmaligen Projekt. 
Jetzt fehlt nur noch ein Träger.
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Sie haben die Wahl!
Sechs Fragen, sechs Parteien, sechs Politiker: Kurz vor der 
Bundestagswahl standen uns die pflege- und gesundheits-
politischen Sprecher der großen Parteien Rede und Ant-
wort. Die Ergebnisse lesen Sie auf den Seiten 2 und 3.
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Bundesfreiwilligendienst

Die Nachfrage boomt
Seit zwei Jahren gibt es den Bundesfreiwilligendienst, nun wird der 100  000. Vertrag geschlossen. Die Regierung 
spricht von einem großen Erfolg. Kritiker aber warnen vor Fehlentwicklungen im Arbeitsmarkt.

Berlin // Zwei Jahre nach Einrich-
tung des Dienstes (BFD) spricht 
Bundesfamilienministerin Kristina 
Schröder (CDU) von einem „groß-
artigen Erfolg“ des Zivildienst-Nach-
folgers: „Mit im Schnitt rund 35 000 
Bundesfreiwilligen im Dienst hat 
der Bundesfreiwilligendienst alle 
Erwartungen übertroffen.“

Der BFD ersetzt seit dem 1. Juli 
2011 nach dem Auslaufen der Wehr-

pflicht den Zivildienst.  Die Alters-
grenze von 27 Jahren wurde aufge-
hoben, sodass sich Menschen jeden 
Alters bewerben können. Mittlerwei-
le stellt die neue Zielgruppe der über 
27-Jährigen einen Anteil von über 40 
Prozent. Gefördert werden vom Mi-
nisterium jährlich maximal 35 000 
Plätze mit 200 Millionen Euro.

Doch es gibt weiter Kritik. Die Lin-
ke befürchtete schon vor dem Start, 

dass sich der BFD zu einem neuen 
Niedriglohnsektor entwickeln wer-
de. Vor allem in Ostdeutschland 
gebe es überproportional viele über 
27-jährige „Bufdis“, die zu günsti-
gen Arbeitskräften für die Einrich-
tungen würden. „Der Bundesfrei-
willigendienst ist im sozialen und 
Pflegebereich Auffangbecken für 
im Osten vorher wegrationalisier-
te ältere weibliche Arbeitskräfte“, 

kritisiert der Linken-Abgeordnete 
Harald Koch. Bei der Bundesagentur 
für Arbeit in Nürnberg sieht man je-
doch keine Konkurrenz zum ersten 
Arbeitsmarkt. Im Einzelfall könne es 
sehr sinnvoll sein, sich zusätzlich zu 
qualifizieren. 

Auch das Ministerium wider-
spricht. Für eine solche Verdrängung 
gebe es keine Anzeichen, sagte ein 
Sprecher. 	�  (dpa)

Gemeinsame Ausbildung

Caritas sieht viele Vorteile 
Paderborn  // In der aktuellen Dis-
kussion um eine Reform der Pflege-
berufe spricht sich der Caritasver-
band für das Erzbistum Paderborn 
mit seinen insgesamt 26 Pflegebil-
dungsstätten für die von Bund und 
Ländern geplante Zusammenfüh-
rung der Pflegeberufe und die damit 
einhergehende einheitliche Berufs-
ausbildung in der Alten-, Kranken- 
und Kinderkrankenpflege aus. „Die 
Vorteile einer solchen generalisti-
schen Ausbildung überwiegen für 
beide Seiten – die Pflegebedürfti-
gen und die in der Pflege Tätigen“, 
fasst Eva Maria Müller, Referentin 
für Gesundheits- und Pflegeberufe 

beim Diözesancaritasverband, ihren 
Standpunkt zusammen. 

Die Zusammenführung der Aus-
bildungen ist nach Müllers Ansicht 
ein geeignetes Mittel, auf den neu-
en Versorgungsbedarf in der Kran-
ken- und Altenpflege zu reagieren: 
„Durch die kürzere Verweildauer im 
Krankenhaus werden immer mehr 
ältere und hochbetagte Menschen 
mit umfangreichem medizinischen 
Versorgungsbedarf in den Altenhil-
feeinrichtungen versorgt.“ In den 
Krankenhäusern, so Müller, nähmen 
zugleich die Anforderungen an so-
zialpflegerische und gerontologi-
sche Kenntnisse zu. � (ck)

Rheinland-Pfalz

Expertenforum Demenz gegründet
Mainz // Empfehlungen für eine 
bessere Versorgung, Betreuung und 
Beratung von Demenzkranken und 
ihren Angehörigen soll ein „Exper-
tenforum Demenz“ in Rheinland-
Pfalz erarbeiten. „Ich freue mich, 
dass die Expertengruppe den Auf-
trag angenommen hat, schon heute 
zu erforschen, welche Voraussetzun-
gen wir morgen für gute Strukturen 
brauchen“, sagte Sozialminister Ale-
xander Schweitzer (SPD) in Mainz 
bei der Vorstellung des Forums. Die 
Fachleute kämen unter anderem 
aus Wissenschaft, Forschung und 
Pflege sowie aus Beratungs- und 
Prüfbehörden und der kommunalen 

Verwaltung. Über ein Jahr hinweg 
können sie ihre Vorschläge erarbei-
ten. Diese sollten das Recht der De-
menzkranken auf Teilhabe gezielt 
unterstützen, sagte Schweitzer.

„Das Expertenforum Demenz 
ist ein guter Ansatz, um die Versor-
gungsstrukturen für Betroffene zu 
verbessern“, sagte Willi Jäger, Lan-
desverbandsvorsitzender des So-
zialverbands VdK Rheinland-Pfalz. 
Er wies darauf hin, dass sich die Si-
tuation demenzkranker Menschen 
nur dann entscheidend verbessere, 
wenn sich ihre Pflegebedürftigkeit 
daran orientiere, wie selbstständig 
sie tatsächlich noch seien.  � (dpa)
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// Das ist wieder so 
eine Schachtel im 
Schaufenster //

Viel Verpackung – wenig Inhalt? SPD- 
Kanzlerkandidat Peer Steinbrück 
kritisierte im TV-Duell mit Kanzlerin 
Angela Merkel (CDU) am vergan-
genen Sonntag die Pflegepolitik 
der schwarz-gelben Bundesregie-
rung.  Die Kanzlerin verteidigte ihre 
Pflegereform. So sei erstmals etwas 
substanziell für Demenzkranke ver-
bessert worden, sagte sie. 

Zitat 
der Woche

Experiment mit Fruchtfliegen

Neuer Ansatz  
gegen Demenz?
Berlin/Graz // Forscher aus Berlin und 
Graz haben im Tierversuch einen 
möglichen Ansatz gegen Altersde-
menz entdeckt: Das Essen polyamin-
reicher Nahrung kann demnach 
zumindest bei Fruchtfliegen helfen, 
den altersbedingten Erinnerungs-
verlust zu stoppen. Polyamine sind 
für das Gewebewachstum wichtige 
Produkte des Zellstoffwechsels. Ob 
das auch beim Menschen funktio-
niert, müsse noch in weiteren Stu-
dien untersucht werden.

„Die Konzentration des körper-
eigenen Polyamins Spermidin nimmt 
mit dem Alter sowohl bei Fliegen als 
auch beim Menschen ab“, erläuterte 
Stephan Sigrist von der Freien Uni-
versität Berlin. Bei alternden Frucht-
fliegen, die mit Spermidin gefüttert 
wurden, konnte der Verlust des Er-
innerungsvermögens gebremst wer-
den, schreiben die Forscher im  Fach-
journal „Nature Neuroscience“.

Bündnis für gute Pflege

E-Card-Aktion zur 
Bundestagswahl
Berlin // Das Bündnis für gute Pfle-
ge, ein Zusammenschluss mehrerer 
Insititute und Organisationen aus 
der Pflege, hat am 1. September eine 
E-Card-Aktion zur Bundestagswahl 
gestartet. Die Initiatoren rufen dazu 
auf, eine elektronische Postkarte mit 
den Forderungen des Bündnisses 
an die im Bundestag vertretenen 
Parteien zu senden und mit persön-
lichen Erfahrungen zu untermau-
ern. Die Teilnehmer können so auf 
den politischen Handlungsbedarf in 
der Pflege hinweisen. Weitere Infos: 
http://www.buendnis-fuer-gute-
pflege.de/die-kampagne/e-card

Die Software für Soziale Dienstleister
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Thema der Woche

CAREKONKREt-Umfrage zur Bundestagswahl 2013

Entscheiden Sie sich!
Finanz- und Ausbildungsreform, Pflege-TÜV, neuer Pfle-
gebedürftigkeitsbegriff: Die Bundestagswahl am 22. Sep-
tember wird auch zur Richtungswahl für die Pflegebran-
che. CAREkonkret hat pflege- und gesundheitspolitische 
Sprecher der sechs großen Parteien danach befragt, wie 
sie den Herausforderungen der Zukunft begegnen wollen. 

Von Holger Jenrich und Steve Schrader

Wir stellten diese 6 Fragen
1  	„Eine Expertenkommission hat im Sommer 2013 den Abschluss-

bericht zur Einführung des neuen Pflegebedürftigkeitsbegriffs 
vorgelegt. Wollen Sie im Falle einer Regierungsbeteiligung das 
darin enthaltene Konzept zügig umsetzen oder haben Sie andere Pläne?“

2  	„Die Branche klagt seit Jahren über Fachkräftemangel in der Altenpflege. Welche 
Maßnahmen will Ihre Partei ergreifen, um diesem Notstand zu begegnen?“

3 	 „Die derzeitige Regierung hat in ihrer Koalitionsvereinbarung fest verankert, die 
drei Pflegeberufe zusammenzuführen und eine generalistische Pflegeausbildung 
einzuführen. Viele Berufs- und Trägerverbände aus der Altenpflege lehnen dies ab. 
Hält Ihre Partei im Falle einer Regierungsbeteiligung an der generalistischen Aus-
bildung fest oder verfolgen Sie andere Pläne?“

4 	 „Seit Einführung der Pflegetransparenzvereinbarung im Jahr 2009 steht der so ge-
nannte Pflege-TÜV mit den jährlichen Qualitätsprüfungen und der Vergabe von 
Schulnoten in der Kritik. Bleibt Ihre Partei im Falle einer Regierungsbeteiligung die-
sem System treu? Und welche Rolle soll der MDK als Prüfinstanz zukünftig spielen?“

5  	„Die Altenpflege ist ein körperlich anstrengender Beruf. Viele Beschäftigte errei-
chen schon heute nicht das gesetzliche Renteneintrittsalter. Nun wurde über alle 
Berufe hinweg die Rente mit 67 eingeführt. Soll es für bestimmte, besonders be-
lastende Berufe – wie etwa die Altenpflege – Ausnahmeregelungen geben? Falls ja, 
wie könnten diese aussehen?“

6 	 „In der Altenpflege fehlt es an Geld. Plant Ihre Partei, die Finanzausstattung des Pfle-
gesystems zu verbessern? Falls ja, welche Maßnahmen wollen Sie konkret ergreifen?“

...!...?

1  Insgesamt sieben Jahre haben die 
Experten unter einer SPD-Ministerin 
und FDP-Ministern den neuen Pfle-
gebedürftigkeitsbegriff entwickelt. 
Sie waren sich bis auf vernachlässig-
bare Ausnahmen über die neue Be-
grifflichkeit einig. Neben der Beurtei-
lung der Versorgungsnotwendigkeit 
durch körperliche Gebrechen sollen 
nun auch psychische Veränderungen 
und Altersdemenz Berücksichtigung 
finden. Die vorgeschlagene Neugrup-
pierung von bisher drei in fünf Pfle-
gestufen bedeutet nicht sofort, dass 
für alle alles besser wird. Unter einer 
CDU-Kanzlerin muss der Begriff nun 
zeitnah umgesetzt werden. Alles an-
dere wäre frevelhaft.

2  Der steigende Fachkräftebedarf 
ist seit Jahren bekannt und kalku-
lierbar. Die Bundesländer müssen 
endlich bereit sein, allen Frauen und 
Männern, die ausbildungswillig und 
-fähig sind, einen Ausbildungsplatz 
anzubieten. Es ist schändlich, dass 
bislang rund ein Drittel der in Fra-
ge kommenden Damen und Herren 
keine Ausbildungschance erhalten. 
Erst wenn wir die eigenen Potenzi-
ale ausgeschöpft haben, sollte man 
über Zuwanderung von Fachkräften 
reden. Zur Deckung des Fachkräfte-
bedarfs gehört sicherlich auch eine 
angemessene Entlohnung. Es han-
delt sich schließlich um eine kör-
perlich und seelisch anspruchsvolle 
Tätigkeit. Die Lohndrückerei von 
Pflegekassen und Sozialhilfeträgern 
muss ein Ende haben.

3  Für diese Wahlperiode war die von 
der Fachwelt vor Jahren verlangte 
Zusammenführung der Pflegeberufe 
vorgesehen. Zwischenzeitlich ist die 
Kranken- und Altenpflegebranche in 
der Frage, ob die Zusammenführung 
sinnvoll ist oder nicht, heillos zerstrit-
ten. Was soll die Politik tun, wenn die 
betroffenen Fachleute von ihrer ur-
sprünglichen Forderung abweichen 
und nach neuen Konzepten rufen?

4  Grundlage für die Qualitäts-
prüfungen in Pflegeheimen ist ein 
Arbeitspapier der Altenheimträger 
und der Pflegekassen. Das heißt: Die 
Fachleute, also nicht Ministerialbüro-
kraten oder Politiker, haben die Krite-
rien für diese Pflegenoten erarbeitet. 
Das System bedarf sicherlich einiger 
Änderungen und der Fortentwick-
lung. Dies kann nur gemeinsam von 
den Fachleuten entwickelt werden. 
Dazu gibt es in der nächsten Wahl-
periode umfänglichen Gesprächsbe-
darf. Der MDK muss aus der Rolle des 
Kassensöldners heraus.

5  Wenn es besondere Regelungen 
für bestimmte Berufsgruppen in der 
Rente geben sollte, dann sind hier-
bei auch die Pflegeberufe zu berück-
sichtigen. Einzellösungen scheinen 
wenig sinnvoll. Eine Chance läge 
darin, in unserem Rentensystem 
die Erwerbs- und Berufsunfähigkeit 
wieder richtig zu bewerten.

6  Nach meiner Einschätzung kön-
nen nur eine gesamtgesellschaft-
liche Befassung und eine damit 
verbundene Anerkennung der fi-
nanziellen Bedürfnisse in der Pflege 
zu einer besseren Finanzierung füh-
ren. Letztendlich müssen Arbeitneh-
mer- und Arbeitgeber bereit sein, die 
notwendigen Finanzmittel über Ihre 
Beiträge zu zahlen. Eine Erhöhung 
des Pflegebeitragssatzes wird aus 
meiner Sicht unausweichlich.

Elisabeth Scharfenberg
Pflegepolitische Sprecherin der Grünen-Bundestagsfraktion
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1  Wir plädieren seit langem für 
einen neuen Pflegebedürftigkeits-
begriff, der den Schwerpunkt statt 
auf die Defizite auf die Fähigkeiten 
der Menschen und den notwendi-
gen Unterstützungsbedarf legt. Wir 
wollen ihn so schnell wie möglich 
umsetzen. Dazu muss schnell die 
Entscheidung über den Finanzie-
rungsrahmen getroffen werden. 
Und wir wollen die Reform der Ein-
gliederungshilfe gemeinsam mit 
der Umsetzung des neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriffs in Angriff neh-
men, damit keine weiteren Schnitt-
stellenprobleme entstehen.

2  Der Pflegeberuf muss attraktiver 
werden, damit die Menschen ihn 
wieder gern ergreifen. Dazu planen 
wir eine kostenfreie Ausbildung, 
eine sichere Ausbildungsvergütung 
und die dauerhafte Übernahme der 
Finanzierung des dritten Umschu-
lungsjahres. PflegerInnen sollen 
selbstständiger arbeiten können, bis 
hin zur Substitution von ärztlichen 
Tätigkeiten. Die Bezahlung muss an-
gemessen sein. Zudem wollen wir 
ein Personalbemessungsinstrument 
einführen, das die Anzahl der benö-
tigten Pflegekräfte aus dem tatsäch-
lichen Pflegebedarf ableitet. 

3  Statt einer generalistischen Aus-
bildung fordern wir, die drei Ausbil-

dungsgänge so zu harmonisieren, 
dass es nach einer gemeinsamen 
Ausbildungsphase von eineinhalb 
bis zwei Jahren weiterhin eine Spe-
zialisierung in den drei heutigen 
Berufen gibt. Eine Generalisierung 
bringt Pflegekräfte light hervor, 
die schlechter bezahlt werden und 
sich nachqualifizieren müssen. Den 

Wechsel zwischen den Berufen und 
den beruflichen Aufstieg wollen wir 
durch den Ausbau der Aus-, Fort- 
und Weiterbildung erleichtern. 

4  Wir werden die Pflegenoten aus-
setzen und den mit dem Pflege-TÜV 
einhergehenden Dokumentations-
aufwand stoppen. Die Pflege-Trans-
parenzvereinbarung hat sich nicht 
bewährt. Dabei wird die Durchfüh-

rung der Qualitätsprüfung an die 
neuen Erfordernisse angepasst. Der 
MDK wird sich wieder stärker sei-
nem Beratungsauftrag zu Fragen 
der Qualitätssicherung widmen. 

5  Statt auf Ausnahmeregeln setzen 
wir auf eine bessere Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie, betriebli-
ches Gesundheitsmanagement und 
altersgerechte Arbeitsplätze sowie 
den Einsatz älterer Arbeitskräfte an 
weniger belastenden Arbeitsplät-
zen. Arbeit darf nicht zur unzumut-
baren Zusatzbelastung werden. Hier 
sind auch die Arbeitgeber gefragt. 
Für Menschen, die aus gesundheit-
lichen Gründen nicht bis zur Alters-
grenze arbeiten können, wollen wir 
die abschlagsfreie Erwerbsminde-
rungsrente wieder auf das 63. Le-
bensjahr zurücksetzen.

6  Wir wollen auch in der Pflege 
die Bürgerversicherung einführen, 
also alle Bürger und alle Einkom-
men einbeziehen. Damit können 
die Leistungen sofort um 15 Prozent 
ausgeweitet werden. Damit wollen 
wir den neuen Pflegebedürftigkeits-
begriff finanzieren. Zudem könnten 
die Leistungen regelmäßig dynami-
siert werden – und das bei zunächst 
sinkenden und später geringer stei-
genden Beiträgen, als es ohne Bür-
gerversicherung der Fall wäre. 
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Willi Zylajew
Pflegepolitischer Sprecher der CDU/CSU im Bundestag

Jetzt Abstimmen!
Wie würden Sie entscheiden? CAREkonkret startet jetzt die große On-
line-Umfrage zur Bundestagswahl 2013. Vergleichen Sie die Positionen 
der Parteien und geben Sie Ihre Stimme ab. Die Ergebnisse werden in 

CAREkonkret Nr. 38 veröffentlicht. 
Stimmen Sie ab unter: www.carekonkret.net

x



1  2009 hat ein Sonderausschuss 
unter dem Vorsitz von Dr. Gohde 
ein umfangreiches Papier erarbeitet 
und nicht umgesetzt. Dessen Forde-
rungen haben nichts an Aktualität 
verloren und sind weitgehender als 
die Ideen der Daniel Bahr-Experten-
kommission 2013. Wir möchten den 
Begriff der Pflegebedürftigkeit zü-
gig so weiterentwickeln, dass er der 
pflegerischen Realität gerecht wird.

2  Um den Beruf der Pflege im Allge-
meinen wieder in seiner Attraktivtät 
zu steigern, bedarf es vieler Schritte 
und verbesserter Arbeitsbedingun-
gen. So fordern wir u. a. einen Min-
destpersonalschlüssel, der Pflegende 
und Pflegebedürftige in ihren Bedürf-
tigkeiten unterstützt und schützt, 
eine bessere Bezahlung und mehr 
Mitbestimmung für Arbeitnehmer 
auch bei kirchlichen Pflegeeinrich-
tungen sowie eine akademische Wei-
terentwicklung der Pflegeberufe.

3  Der Deutsche Berufsverband 
für Pflegeberufe (DBfK) setzt sich 
für die generalistische Ausbildung 

ein. Große Teile der akademischen 
Pflegewelt (Pflegewissenschaften 
und Pflegepädagogik) unterstüt-
zen diese Pläne. Der derzeitige Dis-
kussionsstand in der Piratenpartei 
zeigt, dass diese Idee nur zum Teil 
unterstützt wird. 

4  Der Pflege-TÜV verfehlt seine ei-
gentliche Bestimmung und bewer-
tet anhand nichtssagender struk-
tureller Vorgaben die Qualität von 
Heimen. Die bisherigen und neu 
vorgeschlagenen Kriterien beziehen 

sich kaum auf Erkenntnisse der Pfle-
gewissenschaften und verfehlen da-
mit das Ziel der Qualitätseinstufung 
von Heimen. Bisher ist es allein ein 
Marketing-Gag ohne maßgebliche 
Relevanz für die Patienten. Dass es 
eine unangemeldete Prüfung geben 
muss, ist unbestritten. Es bedarf aber 
einer generellen Überholung der bis-
herigen Praxis und Prüfverfahren. 
Dringend notwendig ist eine Ver-
einheitlichung der Prüfkataloge und 
Zusammenfassung auf eine Instanz. 

5  Dazu haben wir keinen konkre-
ten Beschluss. Aber den Rentenein-
tritt mit 67 lehnen wir prinzipiell ab, 
da er faktisch nur eine Senkung des 
Rentenniveaus durch die Hintertür 
ist. Unser Ziel ist, dass jeder Rentner 
eine Mindestrente bekommt, wel-
che die sichere Existenz und gesell-
schaftliche Teilhabe gewährleistet.

6  Die Piratenpartei ist sich sicher, 
dass die Altenpflege unterfinanziert 
ist. Wie dies verändert werden kann, 
ist aus Sicht unserer Partei derzeit 
noch nicht geklärt.

1  Der Beirat zur Reform des Pflege-
bedürftigkeitsbegriffs hat bereits 
2009 seinen Abschlussbericht vor-
gelegt. Die Bundesregierung hat 
die Empfehlungen des Beirats nicht 
umgesetzt, sondern einen weite-
ren Beirat einberufen, um Zeit zu 
gewinnen. Wir werden den neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriff nach der 
Bundestagswahl zügig einführen. 
Dabei gilt: keiner soll sich schlechter, 
aber viele sollen sich besser stellen. 
Grundlage sollen die Empfehlungen 
des Pflegebeirats von 2009 sein.

2  Im Bereich der Pflege deutet sich 
ein Mangel an qualifizierten Fach-
kräften an, dem man nur durch ein 
Bündel an Maßnahmen begegnen 
kann. Am wichtigsten ist dabei, 
dass der Beruf mehr Anerkennung 
erfährt und leistungsgerechter be-
zahlt wird. Wir wollen mehr Weiter-
bildungsmöglichkeiten für Pflege-
fachkräfte schaffen und mit einer 
Informations- und Imagekampagne 
für die Attraktivität des Pflegeberufs 
werben. Wir fordern die Tarifpartner 

auf, mit einem flächendeckenden 
Tarifvertrag eine bessere Bezahlung 
umzusetzen. 

3  Eine generalistische Erstaus-
bildung von Alten-, Kranken- und 
Kinderkrankenpflege mit anschlie-
ßender Spezialisierung soll die 
Attraktivität der Ausbildung er-
höhen. Zudem wollen wir, dass die  
Ausbildung grundsätzlich gebühren- 
frei wird. 

4  Wir brauchen eine Weiterent-
wicklung ambulanter und stationä-
rer Pflegequalität auf wissenschaft- 
licher Grundlage. Forschungsergeb-
nisse aus der Pflegewissenschaft 
müssen stärker als bisher in die Prüf-
kriterien einbezogen werden. Da-
rüber hinaus sollte eine Gewichtung 
der unterschiedlichen Faktoren vor-
genommen werden: Wundvorsorge 
muss stärker als die Raumgestal-
tung gewichtet werden!

5  Für diejenigen Berufsgruppen 
und Beschäftigten, die bereits heu-

te wegen der Arbeitsbelastung oder 
aufgrund von Invalidität nicht bis 
zum 65. Lebensjahr arbeiten können, 
wollen wir den Übergang ins Renten-
alter ohne große Einkommensver-
luste ermöglichen. Dafür schlagen 
wir differenzierte Angebote für den 
Übergang vom Erwerbsleben in die 
Rente vor. Wir wollen den abschlags-
freien Zugang zur Rente ab 63 Jahren 
nach 45 Versicherungsjahren, eine 
attraktive Teilrente ab dem 60. Le-
bensjahr oder vergleichbare flexible 

Übergangsmodelle, bei denen auf der 
Grundlage gesetzlicher Regelungen 
Tarifverträge abgeschlossen werden 
können. 

6  Wir wollen auch in der Pflegever-
sicherung eine Bürgerversicherung 
einführen. Damit schaffen wir ein 
gerechtes System, dass alle Bürge-
rinnen und Bürger entsprechend 
ihrer Leistungsfähigkeit einbezieht 
und die Pflegeversicherung langfris-
tig auf eine solide Grundlage stellt.

1  Mit dem Pflegeneuausrichtungs-
gesetz haben wir wichtige Vorarbeit 
zur Neudefinition des Pflegebedürf-
tigkeitsbegriffes geleistet. Es war 
ein Fehler der sozialen Pflegever-
sicherung, dass Demente nicht im 
Leistungsspektrum berücksichtigt 
werden. Im Vorgriff auf den neuen 
Pflegebedürftigkeitsbegriff erhalten 
diese jetzt erstmals nennenswerte 
Leistungen. Diesen Weg wollen wir 
konsequent weiter gehen. 

2  Um dem wachsenden Fachkräf-
temangel zu begegnen, benötigen 
wir verschiedene Maßnahmen. Zum 
einen muss die Ausbildung grund-
sätzlich kostenlos sein. Zum anderen 
müssen Vorkenntnisse aus anderen 
Qualifikationsrichtungen verstärkt 
anerkannt werden, um Einstieg und 
Aufstieg im Berufsfeld zu erleich-
tern. Da der Fachkräftemangel nicht 
nur in der Pflege auftritt, werden 
wir aber auch vermehrt auf auslän-
dische Fachkräfte setzen. Wir kön-
nen jungen Menschen aus unseren 
Nachbarländern eine verlässliche 
Perspektive in der Pflege bieten.

3  Wir setzen auf eine generalistische 
Grundausbildung und eine spätere 
Spezialisierung in einer gemeinsa-
men Pflegeausbildung. Die Auszubil-
denden sollen einen Einblick in alle 
Bereiche der Pflege erhalten und sich 
dann ihren Schwerpunkt suchen. 
Durch diesen differenzierteren Blick 
auf die Pflege wollen wir die jungen 
Menschen auch auf die sich verän-
dernden Herausforderungen in der 
Pflege vorbereiten.

4  Der Pflege-TÜV erfüllt heute nicht 
das, was von ihm erwartet wurde. 
Nicht der, der am besten pflegt, er-
hält die besten Noten, sondern der, 
der am besten dokumentiert. Das 
System muss daher reformiert wer-
den und stärker ergebnisorientiert 
ausgerichtet werden, um den Pflege-
bedürftigen und ihren Angehörigen 
einen wirklich objektiven Blick auf 

die Einrichtungen zu ermöglichen. 
Grundsätzlich wollen wir das Sys-
tem der Prüfungen auch auf freie 
Prüfer neben dem MDK ausweiten. 
Schon jetzt werden die Qualitäts-
grundsätze des MDK neu aufgestellt.

5  Pflegekräfte müssen in ihrem 
fordernden Arbeitsalltag entlastet 
werden: durch technische Hilfsmit-
tel, betriebliche Gesundheitsprä-
vention, gute Arbeitsbedingungen 
und Entlastung von überflüssigen 
Dokumentationspflichten. Dadurch 
wollen wir die Menschen länger 
im Berufsfeld halten. Ausnahmere-
gelungen für einzelne Berufe hin-
sichtlich des Rentenanspruchs kann 
es nicht geben. Gleichwohl plädiert 
die FDP dafür, den Renteneintritt für 
alle flexibler, nach Beitragsjahren 
gestaffelt und nicht an starre Alters-
grenzen gekoppelt, zu ermöglichen

6  Das System der sozialen Pflege-
versicherung hat sich im Grundsatz 
bewährt. Wir müssen es jetzt an die 
Herausforderungen der Zukunft an-
passen. Gerade die Neudefinition 
des Pflegebedürftigkeitsbegriffes 
und die wachsende Zahl der Pfle-
gebedürftigen werden steigende 
Kosten verursachen. Daher wird 
auch eine Anhebung des Beitrags-
satzes notwendig sein. Dabei dürfen 
Arbeitgeber wie Arbeitnehmer nicht 
überlastet werden. Zudem setzten 
wir verstärkt auf zusätzliche private 
Absicherung des Pflegerisikos.
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Christine Aschenberg-Dugnus
Pflegepolitische Sprecherin der FDP-Bundestagsfraktion

1  Der Vorschlag des Beirats ist zü-
gig gesetzlich zu verankern. Doch 
das allein reicht nicht, um die Situa-
tion der Pflegebedürftigen und ihrer 
Angehörigen zu verbessern. Gute 
Pflege darf nicht von den eigenen fi-
nanziellen Möglichkeiten abhängig 
sein. Sie muss sich am individuellen 
Bedarf des betroffenen Menschen 
orientieren – die Teilkostendeckung 
ist zu überwinden. Wer es mit der 
Pflege ernst meint, muss entspre-
chende Mittel bereitstellen. Denn 
damit verbunden ist die Frage, wel-
chen Wert die Pflege von Menschen 
in unserer Gesellschaft hat.

2  Gute Arbeit, gute Ausbildung, gute 
Pflege! Die solidarische Finanzierung 
durch unsere Bürgerversicherung 
kann nachweislich den Spielraum 
zur Finanzierung höherer Löhne und 
besserer Pflege schaffen. Um die Ar-
beitsbedingungen attraktiver zu ge-
stalten, sind die Arbeitsgestaltung, 
das Maß an Selbstbestimmung, der 
Abbau von Belastungen, soziale 
Absicherung und Maßnahmen zur 
Vereinbarkeit von Privatleben und 
Beruf zu verbessern. Mini- und Midi-
jobs müssen in reguläre und tariflich 
bezahlte Arbeitsplätze umgewan-
delt werden. Wir fordern zudem die 
Einführung eines flächendeckenden 

Mindestlohns von zehn Euro pro 
Stunde und gleiches Geld für gleiche 
Arbeit in Ost und West. 

3  Eine integrierte dreijährige Be-
rufsausbildung mit zweijähriger ein- 
heitlicher Grundausbildung und ein- 
jähriger Schwerpunktsetzung mit 
gleichwertigen Abschlüssen ist der 
richtige Weg. Durchlässigkeit zwi-
schen den Pflegeberufen und inner-
halb des Bildungssystems und der 
Zugang zu einschlägigen Pflegestu-
diengängen soll ohne zusätzliche 
Hochschulzugangsberechtigung auf 
Grundlage der dreijährigen Ausbil-
dung möglich sein. 

4  Die derzeitigen Qualitätsprüfun-
gen auf Grundlage der Transparenz-
vereinbarungen sollen ausgesetzt 
werden. Ziel muss die Abbildung der 
Ergebnisqualität ein. Die Bedingun-
gen, unter denen das Pflegepersonal 
arbeitet, sind bei Qualitätsprüfungen 
berücksichtigt werden. Einer Pfle-
gerin, die im Minutentakt arbeiten 
muss, bleibt kaum Zeit für ausführ-
liche Gespräche und Fürsorge, die zu 
Pflegende so dringend brauchen.

5  Wer nicht mehr kann, soll sozial 
abgesichert in Rente gehen können. 
Das allgemeine Rentenalter wollen 

wir wieder auf 65 setzen. Nach 40 
Beitragsjahren inklusive gleich ge-
stellter Zeiten muss eine abschlags-
freie Rente mit 60 möglich sein. 
Hiervon profitieren gerade die belas-
tenden Berufe wie die Altenpflege. 

6  Die soziale Pflegeversicherung 
muss solidarisch weiterentwickelt 
werden. Mit der solidarischen Bür-
gerversicherung kann der Beitrags-
satz dauerhaft unter zwei Prozent 
gehalten werden. Das schafft finan-
zielle Sicherheit und Spielraum für 
eine grundlegende Pflegereform. 
Pflegevollkostenversicherung und 
solidarische Gesundheitsversiche-
rung sind ein Traumpaar.

Kathrin Senger-Schäfer
Pflegepolitische Sprecherin der Bundestagsfraktion der Linkspartei

Fo
to

: D
ie

 L
in

ke

Fo
to

: P
ir

at
en

p
ar

te
i

Reinhard Schaffert
Themenbeauftragter für den Bereich Gesundheitspolitik der Piratenpartei

Hilde Mattheis
Pflegepolitische Sprecherin der SPD-Bundestagsfraktion
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Angekündigte Erkrankung 
kann den Job kosten

Die Ankündigung einer Erkran-
kung eines Arbeitnehmers ist 
eine Pflichtverletzung und stellt 
einen Kündigungsgrund dar. Be-
steht zum Zeitpunkt der Ankün-
digung objektiv eine Erkrankung, 
stellt dieses Verhalten ohne eine 
vorherige Abmahnung keinen 
Grund für eine Kündigung dar. 
Die Behauptung des Arbeitneh-
mers, er sei bereits bei Ankündi-
gung der Erkrankung arbeitsun-
fähig krank gewesen, muss der 
Arbeitgeber, welchem in diesem 
Fall laut Landesarbeitsgerichts 
Berlin-Brandenburg mit Urteil 
vom 15. März 2013 die Darle-
gungs- und Beweislast trifft, wi-
derlegen (Az. 10 Sa 2427/12). 

Neues Magazin zu klinischer 
Forschung erscheint 2014

Mit dem „International Journal 
of Health Professions (IJHP)“ ist 
ein Fachmagazin auf den Weg 
gebracht, das die Zusammen-
arbeit der Gesundheitsberufe in 
Lehre, Forschung und Berufspra-
xis in den Fokus stellen will. Es 
enthält Artikel aus der klinischen 
Forschung und der Versorgungs-
forschung sowie aus Gesund-
heitspolitik und -ökonomie. Das 
IJHP erscheint ab Herbst 2014 als 
online zugängliches Open Access 
Journal und wird zweisprachig 
auf Deutsch und Englisch publi-
ziert. Die Artikel können in einer 
der beiden Sprachen eingereicht 
werden. Weitere Infos, auch zum 
ersten „Call for Papers“ stehen 
auf www.ijhp.info 

Neues Labor für 
Altersforschung eröffnet 

Das Leibniz-Institut für Altersfor-
schung in Jena hat ein neues La-
borgebäude erhalten. Das neue 
Forschungsgebäude solle bei 
der Entwicklung von Strategien 
gegen Altersleiden helfen, sagte 
Thüringens Wissenschaftsmi-
nister Christoph Matschie (SPD) 
der dpa. Der Neubau ist von Land 
und Bund mit 30 Millionen Euro 
gefördert worden. Weitere acht 
Millionen Euro seien für seine 
Ausstattung eingesetzt worden. 

Kündigung wegen falscher 
Arbeitszeitdokumentation

Der vorsätzliche Verstoß eines 
Arbeitnehmers gegen seine Ver-
pflichtung, die geleistete, vom 
Arbeitgeber nur schwer zu kon-
trollierende Arbeitszeit korrekt 
zu dokumentieren, rechtfertigt 
eine außerordentliche Kündi-
gung aus wichtigem Grund. Dies 
gilt für einen vorsätzlichen Miss-
brauch einer Stempeluhr eben-
so wie für das wissentliche und 
vorsätzlich falsche Ausstellen 
entsprechender Formulare. Ein 
vorsätzlicher Arbeitszeitbetrug 
stellt in aller Regel einen schwe-
ren Vertrauensmissbrauch dar, so 
das Landesarbeitsgericht Rhein-
land-Pfalz mit Urteil vom 15. No-
vember 2012 (10 Sa 270/12).

Newsticker

Nachrichten
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F ür ihr umfangreiches Werk 
hat Angelika Zegelin den 
Pflegepublizistik-Preis 2013 

erhalten. Der Preis wird alle zwei Jah-
re gemeinsam von den Verlagen Bi-
bliomed und Hans Huber vergeben.

Prof. Dr. Zegelin, die unter ande-
rem am Department für Pflegewis-
senschaft der Universität Witten/
Herdecke und an der Universität 
Wien lehrt, habe viele zukünftige 
Trends der Pflege pionierhaft aufge-
zeigt, sagte Laudator Jürgen Georg 
vom Verlag Hans Huber. Ihr Schaf-
fen habe sie über die Grenzen hi-
naus im gesamten deutschsprachi-
gen Raum in viele Forschungs- und 
Praxisprojekte eingebracht. Dabei 
berücksichtige sie sowohl die gegen-
wärtige wissenschaftliche Erkennt-
nislage als auch die Bedingungen 
und Möglichkeiten für eine Wei-
terentwicklung der professionellen 
Praxis in allen Bereichen der Pflege. 

Die Herausgeberschaft von Werken 
wie Buresh/Gordons „Der Pflege 
eine Stimme geben“ sowie des eige-
nen Klassikers „Sprache und Pflege“ 
zeige, wie wichtig ihr eine Unter-
stützung des Schreibens und des 
Sprechens in allen Aktivitäten in 
der Pflege sei.

Kopf der Woche

Von Thomas Klaus

Delmenhorst // Ideen gegen den 
Fachkräftemangel in der Gesund-
heitsbranche wurden während der 
vierten Regionalkonferenz des Netz-
werks Gesundheitswirtschaft Nord-
west in Delmenhorst gesammelt. Zu 
ihr konnte Netzwerk-Geschäftsfüh-
rer Ansgar Rudolph rund 120 Bran-
chen-Vertreter willkommen heißen. 
Sie sollten sich von sechs Referaten 
im Sinne erfolgreicher Fachkräfte-
Strategien inspirieren lassen.

Den Referenten-Reigen eröffne-
te Ansgar Rudolph. Er präsentierte 
die Social-Media-Plattform „Pflege-
ausbildung Metropolregion Nord-
west“, die jungen Menschen einen 
authentischen Eindruck vom Pflege-
beruf vermitteln will. Dieses Projekt 
geht Anfang 2014 an den Start. Ein 
dramatisches Bild vom Fachkräf-
temangel im Gesundheitswesen 
zeichnete Professorin Dr. Monika 
Habermann, die Leiterin des Zent-
rums für Pflegeforschung und Be-
ratung der Hochschule Bremen. Ab 
2020, spätestens aber ab 2025 werde 
der Fachkräftebedarf nicht mehr ge-

deckt sein, sagte sie. Bei aller Drama-
tik: Die Situation bietet auch Chan-
cen. Denn: „Der Fachkräftemangel 
fordert zu einem produktiven Um-
bau des Pflege- und Versorgungswe-
sens auf und kann zu diesem beitra-
gen.“ Neue Wege, zum Beispiel bei 
der Ausbildung der Gesundheits-
berufe, Förderung von Kooperatio-
nen, Organisationsentwicklung und 
Finanzierung, müssten ausprobiert 
und gegangen werden.

Familienfreundlichkeit ein 
bedeutender Faktor

Antje Kehrbach, Fachreferentin des 
Bremer Senators für Gesundheit, 
stellte die Bremer Pflegeinitiative 
gegen den Fachkräftemangel vor. 
Deren Partner arbeiten seit Oktober 
2012 gemeinsam an einer qualitativ 
hochwertigen und bedarfsgerechten 
Pflegelandschaft im kleinsten Bun-
desland. Unter den neun Partnern der 
Bremer Pflegeinitiative sind – neben 
anderen – das Gesundheitsressort, 
die Altenpflegeschulen im Land Bre-
men und die Krankenhausgesell-
schaft der Freien Hansestadt Bremen. 

Einer der Belege für den beste-
henden Handlungsbedarf: Ein Drittel 
der Pflegenden sind älter als 50 Jahre, 
sodass in den nächsten zehn Jahren 
größere Teile der Belegschaft ersetzt 
werden müssen. Die Partner der Initi-
ative bemühen sich um bessere Rah-
men- und Arbeitsbedingungen, und 
das hat viele Facetten. Zum Beispiel 
werden Maßnahmen für ein besse-
res Image der Pflegeberufe ergriffen. 
Ein anderes Thema sind beispiels-
weise die niedrig Qualifizierten, die 
nach Einschätzung von Antje Kehr-
bach ein erhebliches Potenzial für 
Nach- und Höherqualifikationen in 
der Pflege bieten.

Unmittelbar aus der Pflege-Pra-
xis berichtete Karin Harms, die stell-
vertretende Geschäftsführerin des 
Bezirksverbandes Oldenburg. Der 
Bezirksverband mit rund 950 Mit-
arbeitern betreibt zahlreiche Pflege-
einrichtungen im Nordwesten. Im 
Ringen um Fachkräfte wird laut Ka-
rin Harms auf eine Reihe von Maß-
nahmen gesetzt. Darunter finden 
sich unter anderem eine aktive Mit-
bestimmung bei der Arbeitsplatzge-
staltung, der Ausbau des Betriebli-

chen Gesundheitsmanagements und 
attraktive, familienfreundliche An-
gebote – etwa in Form von Krippen- 
und Kindergartenplätzen.

Die Familienfreundlichkeit eines 
Arbeitgebers ist seit Jahren kons-
tant mindestens genauso wichtig 
wie das Gehalt. Von dieser Prämisse 
geht die „Gesundheit Nord“ aus. Der 
bremische Klinikverbund ist einer 
der größten Krankenhauskonzerne 
Deutschlands und versorgt mit 7 400 
Beschäftigten jährlich insgesamt 
270  000 Menschen. Personalleiterin 
Barbara Weider erläuterte während 
der Regionalkonferenz, wie „Gesund-
heit Nord“ die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf erreichen will. Mit 
150 verschiedenen Arbeitszeitmodel-
len, einer Elternschule für werdende 
Mütter und Väter, einer eigenen Kin-
dertagesstätte, Betreuungsprojekten 
in allen Schulferien und weiteren 
Schritten fiel die Zertifizierung „audit 
berufundfamilie“ bisher nicht allzu 
schwer; sie gelang bereits von 2005 
bis heute.

Dass eine Pflege-Tätigkeit im 
ländlichen Raum durchaus attrak-
tiv sein kann, war einer der Ge-
sichtspunkte, den Brigitte Bösch 
vom Unternehmensverbund der 
Alexianer vor allem mit Blick auf 
den Landkreis Diepholz in den Mit-
telpunkt ihres Referates rückte. Ins-
besondere die Situation der Kran-
kenhäuser auf dem Land werde oft 
allzu negativ dargestellt und posi-
tive Aspekte ausgeblendet: „Kleine 
Kliniken bieten mehr Möglichkeit 
für die Arbeit am Patienten und ein 
anziehendes familiäres Umfeld.“ 
Diese und andere Vorzüge nutzen 
die Alexianer für ihre Personalak-
quise im Ausland. Dabei wird zum 
Beispiel auch daran gedacht, den 
Ehepartnern von Fachkräften bei 
der Arbeitsplatzsuche zu helfen 
und die neuen Mitarbeiter in die 
örtliche Vereinswelt einzuführen 
– kleine, aber wichtige Details, die 
bei der Fachkräfte-Suche oft ver-
nachlässigt werden

■	 www.gesundheitswirtschaft-
nordwest.de

Gesundheitswirtschaft Nordwest

Dramatische Situation bietet auch Chancen

Karin Harms, Antje Kehrbach, Brigitte Bösch, Monika Habermann, Barbara Weider und Ansgar Rudolph (von links) gehören zu den 
Referenten bei der vierten Regionalkonferenz der Gesundheitswirtschaft Nordwest.� Foto: Riehl-Halen 

Die Regionalkonferenz des Netzwerks Gesundheitswirtschaft Nordwest befasste sich 
mit Strategien gegen den Fachkräftemangel.

Sachsen

SPD fordert  
Bündnis für Pflege
Dresden // Die SPD-Fraktion i9m 
Dresdner Landtag hat die sächsische 
Staatregierung aufgefordert, ein 
Bündnis für gute Pflege in Sachsen 
ins Leben zu rufen. Darin sollen alle 
in der Pflege tätigen Verbände, Ein-
richtungen, Gewerkschaften, Selbst- 
hilfegruppen und Pflegekassen zu-
sammenarbeiten. Die Liste der Pfle-
ge-Baustellen ist in den Augen der 
sächsischen SPD lang: Es geht um 
die Reform der Pflegeausbildung, die 
Sicherung des Fachkräftenachwuch-
ses, der Kostenübernahme der Aus-
bildung durch den Freistaat, verbes-
serte Arbeitsbedingungen und die 
Anerkennung von im Ausland erwor-
benen Berufsabschlüssen. In einem 
sächsischen Pflegebündnis sollten 
nun Handlungsempfehlungen er-
arbeitet und anhand von Zielverein-
barungen umgesetzt werden. � (ck)

Symposium

Altersgerechte 
Lebenswelten
Braunschweig // Nach fünf Jahren 
endet diesen September der Nie-
dersächsische Forschungsverbund 
Gestaltung altersgerechter Lebens-
welten (GAL). In diesen fünf Jah-
ren haben die Partner des Forsch- 
ungsverbunds grundlagenorientiert 
und interdisziplinär die Frage unter-
sucht, welchen Beitrag Informati-
ons- und Kommunikationstechnik 
zur Aufrechterhaltung von Lebens-
qualität, Gesundheit und Selbstbe-
stimmung in der zweiten Lebens-
hälfte leisten können. 

Die Ergebnisse werden auf 
einem Abschlusssymposium am 18. 
und 19. September 2013 im Haus der 
Wissenschaft in Braunschweig der 
Fachöffentlichkeit vorgestellt. � (ck)

■   �Weitere Infos stehen auf www.
altersgerechte-lebenswelten.de
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urteil

Religion zählt bei Bewerbung nicht
Aachen // Entscheidet sich ein 
Arbeitgeber gegen eine Beschäfti-
gung eines Arbeitnehmers aufgrund 
fehlender Religionszugehörigkeit, 
wird gegen das Allgemeine Gleich-
behandlungsgesetz verstoßen. Ein 
Verstoß gegen das Benachteiligungs-

verbot kann Entschädigungs- und 
Schadenersatzansprüche des Be-
nachteiligten auslösen. Eine unter-
schiedliche Behandlung von Bewer-
bern aufgrund der Religion ist nicht 
zulässig (Urteil des Arbeitsgerichts 
Aachen vom 13.12.2012, 2 Ca 4226/11).

Von Kerstin Hamann

Herr Gosdschan, Sie sind der Initi-
ator eines „Demenz-Klinik-Hotels“. 
Was macht dieses Konzept Ihrer 
Meinung nach so einzigartig?
Kern des Konzepts des Demenz-Kli-
nik-Hotels ist die temporäre Entlas-
tung und die Möglichkeit zum Rege-
nerieren für die pflegenden Betreuer 
und die Optimierung der Pflege für 
den einzelnen Demenzpatienten. Es 
ist eine Institution, die pflegenden 
Angehörigen, Betreuern und Freun-
den für die Dauer des Aufenthaltes 
eine ‚positive Auszeit‘ ermöglicht, 
damit Kraft für die Aufgaben zu-
hause geschöpft werden kann. Es 
finden Schulungen statt, die für eine 
bessere Versorgung zu Hause sehr 
hilfreich sind. Ebenso ist dies für an 
Demenz erkrankte Menschen, für 
die eine professionelle und auf den 
Einzelfall abgestimmte Betreuung 
und Pflege organisiert wird – ähn-
lich einer Mutter-Kind-Kur.

Haben Sie schon Investoren davon 
überzeugen können?
Ich habe einen Eigentümer eines 
Objektes in Süddeutschland gefun-
den. Sein Anwesen, das alle Mög-
lichkeiten für die therapeutische 
Versorgung von Patienten und Be-
treuern bietet, umfasst 42 000 Qua-
dratmeter. Es ist durch eine Mauer 
geschützt, aber mir war wichtig, 
dass es sich eine gewisse Natürlich-
keit bewahrt. Weder die Demenz-
kranken noch deren Angehörige 
sollen sich eingeschlossen fühlen. 

Zusätzlich schließt ein landwirt-
schaftliches Anwesen an, sodass wir 
auch eine tiergestützte Therapie an-
bieten können. Der Eigentümer des 
Objektes würde als Investor einem 
möglichen Träger das Objekt schlüs-
selfertig übergeben.

Sie suchen jetzt einen Träger, der 
den Mut für etwas Neues mitbringt. 
Stimmt. Als Träger suchen wir zeit-
nah ein innovatives Unternehmen, 
das die Zeichen der Zukunft und 
die Chancen erkennt, hier Kunden-
bindung und Personalbindung in 
einer neuen, weltweit einmaligen 
Unternehmensstruktur zu verwirk-
lichen. Dieses Demenz-Klinik-Hotel 
könnte für einen innovativen Träger 
ganz neue Chancen eröffnen. Noch 
nimmt die Politik die Problematik 
nicht genügend in den Fokus; es gibt 
kaum Ansätze, Demenzerkrankten 
und ihren betreuenden Familien-
angehörigen oder Fachkräften eine 
umfassende Unterstützung bei der 
Pflege anzubieten. Deshalb müssen 
auch neue Wege gegangen werden. 
Unser Projekt ist keine Ausgrenzung 
des stationären Bereiches, sondern 
will alles miteinander verzahnen. 
Wir denken im Moment noch zu 
sehr in den Kategorien stationär und 
ambulant. Das muss sich ändern. 

Stoßen Sie damit überall auf Begeis-
terung?
Die Reaktionen sind durchaus ambi-
valent. Was mir aber sehr viel Zuver-
sicht gibt, waren die Reaktionen der 
zwei großen, privaten Träger, mit 

denen wir kurz vor dem Abschluss 
standen. Das ist aus pragmatischen 
Gründen gescheitert. Bei einem der 
Interessenten wechselte das Ma-
nagement im Ausland und er kauf-
te 70 neue Einrichtungen hinzu. Da 
war unser „kleines“ Projekt nicht 
mehr im Mittelpunkt. Ich habe auch 
sehr viel mit den Krankenkassen 
geredet und bekam viele positive 
Rückmeldungen. 

Apropos Kassen: Läuft die Abrech-
nung als Kurzzeitpflege, Verhinde-
rungspflege oder haben Sie andere 
Wege aufgetan?
Da wird es verschiedene Möglich-

keiten geben. Für den Patienten mit 
Demenz gibt es ja jetzt schon die 
Maßnahme der geriatrischen Re-
habilitation. Und die Angehörigen 
können über den Bereich der Psy-
chosomatik abgerechnet werden, 
da sie oftmals über Begleiterkran-
kungen leiden. Natürlich kann man 
auch über die Kurzzeitpflege oder 
Verhinderungspflege gehen.

Sieht die Abrechnungsart dann so 
aus, dass man sich jeden Fall einzeln 
betrachtet?
Das muss letztendlich mit den Kas-
sen vereinbart werden. Es gibt ja 
verschiedene Tagessätze. Bei einer 
geriatrischen Reha liegt er bei 150 
bis 160 Euro. Wir haben jetzt einen 
Tagessatz von 90 Euro kalkuliert. Die 
Summe ist eine Mischkalkulation.   

Mit welcher Fachkraftquote kalku-
lieren Sie? 
Zwischen 70 und 75 Prozent liegt die 
Fachkraftquote derjenigen, die eine 
gerontopsychiatrische Ausbildung 
haben. Für alle gilt eine Zusatzaus-
bildung nach Böhm und seinem psy-

chobiografischen Pflegemodell. Das 
gilt für die Pflegekräfte, die Hauswirt-
schaft und das Hotelpersonal. Dieses 
psychobiografische Pflegemodell 
wird auch für die Angehörigen eines 
der wichtigsten sein. In der Selbsthil-
feakademie, die wir dort aufbauen, 
werden die pflegenden Angehörigen 
nach Böhm geschult und thematisch 
von uns mitgenommen. Das wird 
auch sehr stark gewünscht, zeigt 
meine Erfahrung.

Zum Schluss die Gretchenfrage: 
Wann wird denn nun eröffnet?
Das hängt letztendlich davon ab, 
wann wir einen Träger gefunden 
haben. Sollte dies zeitnah gesche-
hen, rechnen wir damit, dass es zum 
Weltalzheimertag nächsten Jahres 
los geht.
� Mitarbeit: Holger Göpel

■	 Kontakt: Rudi Gosdschan, 
Lessingstraße 2, 97753 Karlstadt, 
info@demenz-klinik-hotel.de; 
Telefon: (0 93 53) 84 43 oder 
(01 52) 06 24 41 70,  
www.demenz-klinik-hotel.de  

Interview

Wer steigt mit ein?  
Im Demenz-Klinik-Hotel sollen Angehörige ausspannen 
und sich fortbilden. Das Personal kümmert sich um die De-
menzkranken. Initiator Rudi Gosdschan spricht von einem 
weltweit einmaligen Projekt. Jetzt fehlt nur noch ein Träger.

Rudi Gosdschan plant im Süden Deutschlands mit der Demenz-Klinik ein innovatives Projekt.� Foto: Joachim Storch / Bad Homburg

Zur Person

Rudi Gosdschan (58) war 20 Jahre 
lang Leiter des Seniorenpflege-
heims der Anna-und-Otto-He-
rold-Stiftung in Karlstadt/Main 
und leitete zehn Jahre eine große 
Sozialstation in Würzburg.

Fachtag „Zukunft Demenz“
25. September 2013, 10 bis 17 Uhr

  Christian Müller-Hergl 
Fakultät für Gesundheit Universität 
Witten/Herdecke
  Peter Dürrmann 
Deutscher Verband der Leitungskräfte von 
Alten- und Behinderteneinrichtungen 
  Thomas Herrmann 
Demenz-Support Stuttgart
  Sybille Bullatschek, Kabarettistin
mit „Volle Pfl egekraft voraus!“

Schützenhof Paderborn, Schützenplatz 1, 33102 Paderborn
Herzliche Einladung! | Kosten: 40 € | Anmeldung erforderlich
Telefon (0 52 51) 4 01-1 50 | www.demenztagung.de

Altenhilfe St. Johannisstift
Reumontstr. 32, 33102 Paderborn

„In Pflegeheimen sind sie fehl 
am Platz“, CAREkonkret vom 9. 8. 
2013:

[...] Der Artikel liegt mit seiner Ten-
denz zur pauschalen Aussage im 
Kern falsch: Schon die Überschrift 
legt nahe, dass allgemein gülti-
ge Aussagen über Menschen mit 
Down-Syndrom getroffen werden 
können – konkret also, dass sie in 
Pflegeheimen fehl am Platze seien. 
Über die Bedarfe von Menschen 
mit Behinderungen lassen sich 
jedoch genauso wenig pauschale 
Aussagen treffen wie über die Be-
darfe von Menschen ohne Behin-
derungen.

Es lässt sich tatsächlich feststellen, 
dass die meisten Pflegeeinrichtun-
gen zurzeit noch nicht auf besonde-
re Bedarfslagen geistig behinderter 
Menschen eingestellt sind. Umge-
kehrt lässt sich auch sagen, dass 
viele Einrichtungen und Dienste der 
Behindertenhilfe noch nicht auf die 
besonderen Bedarfe demenziell er-
krankter, pflegebedürftig geworde-
ner Menschen mit Down Syndrom 
eingestellt sind. Es gilt jedoch im-
mer, den einzelnen Menschen mit 
seinen individuellen Bedarfslagen 

in den Blick zu nehmen, bevor man 
Aussagen über den „geeigneten Le-
bensort“ trifft. Die zentrale Forde-
rung muss doch sein, dass alle Men-
schen – unabhängig davon, ob sie 
behindert sind oder nicht – in ihrem 
gewünschten Lebensumfeld die Hil-
fen bekommen, die sie benötigen. 

So kann das Leben in einer Ein-
richtung der Altenhilfe vor Ort 
große Vorteile für alt und pflege-
bedürftig gewordene, behinderte 
Menschen bieten (auch wenn die 
MitarbeiterInnen der Einrichtung 
nicht über originär behindertenpä-
dagogisches Know-how verfügen), 
denn dort können berufliche und 
nicht-berufliche Hilfesysteme ein-
facher zusammenwirken. Ebenso 
ist ein zufriedenstellendes Leben 
demenziell erkrankter Menschen 
völlig unabhängig von stationä-
ren Wohnangeboten möglich: z. B. 
in ambulant betreuten Wohnge-
meinschaften, in denen neben der 
sozialen und hauswirtschaftlichen 
Unterstützung auch die ambulan-
te Pflege sichergestellt ist. 

Immer gilt es, über die Grenzen der 
einzelnen Sozialgesetzbücher hin-
ausgehend personzentriert auf den 

Einzelnen und seine Ausgangslage 
zu schauen und Settings zu schaf-
fen, die den individuellen, zum Teil 
hoch differenzierten Bedarfen der 
Menschen gerecht werden. In die-
sem Sinne wäre auch schon Vieles 
erreicht, wenn stationäre Wohn-
einrichtungen der Behinderten-
hilfe als „Häuslichkeit“ anerkannt 
würden, sodass ambulante pfle-
gerische Unterstützung auch dort 
möglich wäre

Dass CAREkonkret das Thema „alte 
und pflegebedürftige Menschen 
mit Behinderungen“ aufgegriffen 
hat, war richtig und wichtig. Die 
pauschalierenden Aussagen und 
die Konzentration auf stationäre 
Lösungsansätze greifen jedoch zu 
kurz und sind damit wenig hilfreich 
in der dringend notwendigen, fach-
übergreifenden Diskussion.  

Hubertus Strippel, Diözesanreferent, 
Caritas Essen

Die Redaktion behält sich vor,  
Leserbriefe zu kürzen. Zuschrif-
ten geben nicht unbedingt die  
Meinung der Redaktion wieder.

Leserbrief

Nachrichten
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Das Bremer Amtsgericht hat eine Pflegerin zu einer Geldstrafe verurteilt, weil sie eine 
Bewohnerin eines Altenheims misshandelt hat. Der Fall kam ans Licht, weil der Sohn 
des Opfers den Missbrauch heimlich gefilmt hatte. Das Material wurde zugelassen. 

Bremen // Der Richter sah es als er-
wiesen an, dass die Pflegerin die 
demenzkranke Frau an den Haaren 
gezogen und geschubst hatte. Er ließ 
die Aufnahmen als Beweismittel zu. 
Das Strafverfolgungsinteresse und 
das Recht auf Unversehrtheit wö-
gen höher als das Recht am eigenen 
Bild. Die Individualrechte müssten 
gegeneinander abgewogen wer-
den, „ein solcher Fall ließe sich sonst 
kaum aufklären.“ 

Benedikt Buchner, Professor für 
Gesundheitsrecht an der Universi-
tät Bremen, sagte im Interview mit 
Radio Bremen: „Das Urteil ist aus ju-
ristischer Sicht zunächst nicht welt-
bewegend. Es ist insofern spannend, 
weil in diesem Fall nicht darüber ent-
schieden wird, ob ein Arbeitgeber, 

sondern ob Angehörige überwachen 
dürfen. Das ist eine neue Konstellati-
on. Wenn so etwas zugelassen wird, 
erweitert sich das Überwachungs-
potenzial. Die Pfleger müssen nun 
Angst haben, ständig überwacht zu 
werden. Das steigert das Drohpo-
tenzial und kann auch dazu führen, 
dass sich die Abwägung über die Zu-
lassung solcher Beweismittel in Zu-
kunft ändert, weil sonst irgendwann 
jeder jeden überwacht.“

Der Richter bewertete den Über-
griff im Urteilsspruch als schwer-
wiegend. Denn die Altenpflegerin 
habe sich an einer wehrlosen Frau 
vergriffen. Auch die Staatsanwalt-
schaft sah das so und beantragte 
eine Freiheitsstrafe von sechs Mo-
naten auf Bewährung. Da die Alten-

pflegerin aber noch nicht straffällig 
geworden war und ihre berufliche 
Belastung hoch gewesen sei, verur-
teilte das Amtsgericht die Angeklag-
te zu einer Geldstrafe von knapp 
2  100 Euro. Die Verteidigerin hatte  
von Arbeitsüberlastung und daraus 
resultierenden psychischen Proble-
men ihrer Mandantin berichtet.

Die Altenpflegerin war im-
mer wieder auffällig geworden. In  
verschiedenen Altenpflege-Einrich-
tungen wurde sie bereits nach we-
nigen Monaten wieder gekündigt. 
Der ermittelnde Kriminal-Beamte 
berichtete, in jeder Einrichtung 
habe man sich sofort an die Pflege-
rin erinnern können, aber nur eine 
einzige Heimleiterin redete wirk-
lich Klartext mit ihm.� (ls/ck)

Gewalt in Bremer Heim

Gericht lässt Video als Beweis zu

Dieses Foto ist gestellt. Doch Aufnahmen wie diese können – auch wenn sie geheim gemacht wurden – offenbar durchaus vor Gericht 
verwendet werden. Experten sprechen von einer „neuen Konstellation“. � Foto: Krüper

Heime
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Interview

„Eine Überwachung ist  
nach wie vor verboten“
Im Prozess gegen eine gewalttätige Pflegerin hat das Bre-
mer Amtsgericht einen heimlich gefilmten Videobeweis 
zugelassen (s. Beitrag links). Rechtsanwältin Sybille Jahn 
ordnet den Fall im Interview mit CAREkonkret aus Trä-
gersicht ein .

Interview: Lukas Sander

Der Bremer Gesundheitsrechtler 
Benedikt Buchner meint: „Pfleger 
müssen nun Angst haben, ständig 
überwacht zu werden“. Teilen Sie 
diese Einschätzung?
Nein. Heimliche Videoaufzeichnun-
gen sind ein gravierender Eingriff 
in das Persönlichkeitsrecht und eine 
Verletzung des Rechts am eigenen 
Bild. Erst wenn ein konkreter und 
begründeter Verdacht auf eine un-
erlaubte oder gefährliche Handlung 
besteht, kann das Beweisinteresse 
eine heimliche Videoüberwachung 
und -aufzeichnung rechtfertigen. 
Die Strafgerichte müssen in jedem 
Einzelfall entscheiden, ob diese Auf-
zeichnungen als Beweise für straf-
bare Handlungen ausnahmswei-
se verwertet werden dürfen. Eine 
solche Einzelfallentscheidung hat 
auch das Amtsgericht Bremen ge-
troffen. Da es hier um eine schwer-
wiegende Verletzung eines wehrlo-
sen Opfers ging, hat sich das Gericht 
für eine Verwertbarkeit der Video-
aufzeichnung entschieden. Durch 
diese Entscheidung wird aber nicht 
die ständige Videoüberwachung 
von Pflegepersonal bei jeglichen 
Verdachtsmomenten Angehöriger 
legitimiert. Eine derartige Überwa-
chung ist nach wie vor verboten. 
Der vorliegende Fall stellt eine Aus-
nahme dar. 

Sehen Sie eine Möglichkeit für 
Heimbetreiber, sich gegen ein sol-
ches Vorgehen von Angehörigen zu 
schützen?
Ebenso wie Angehörige haben auch 
Heimbetreiber ein großes Interesse 
daran, Vorwürfe von Misshandlung 
und Körperverletzung in ihren Ein-
richtungen schnellstmöglich und 
restlos aufzuklären. Heimbetrei-
ber schützen sich daher am besten, 
wenn sie Verdachtsmomente sehr 
ernst nehmen und sofort reagie-
ren. Haben Angehörige erhebliche 
Verfehlungen angezeigt und liegen 
eindeutige Verdachtsmomente vor, 
sollten sie über die eingeleiteten 
Schritte informiert und in die ge-
troffenen Maßnahmen mit einbe-
zogen werden. Wenn sie sich von 
der Einrichtung ernst genommen 
fühlen, müssen sie nicht zu Mitteln 
der Videoüberwachung greifen. Im 
Umkehrschluss müssen Angehöri-
ge die Heimleitung sofort über Ver-
dachtsmomente informieren und 
dieser die Möglichkeit geben, ent-
sprechend zu handeln und die Vor-
würfe aufzuklären. 

Als Arbeitgeber habe ich selbst ein 
Interesse, Verfehlungen aufzuspü-
ren. Inwieweit darf ich dazu selbst 
heimlich filmen?
Die verdeckte Videoüberwachung 
von Mitarbeiten ist nur zulässig, 
wenn der konkrete Verdacht einer 
strafbaren Handlung oder einer an-

deren schwerwiegenden Verfeh-
lung besteht. Als Faustregel gilt: Je 
schwerer der Verdacht, je eher ist 
eine heimliche Videoüberwachung 
erlaubt. Zuvor müssen jedoch alle 
anderen, milderen und bisher zur 
Aufklärung eingesetzten Mittel 
gescheitert und die Videoüberwa-
chung darf im Hinblick auf den auf-
zuklärenden Verdacht nicht unver-
hältnismäßig sein. Beim Verdacht 
der Misshandlung ist von einer 
Verhältnismäßigkeit auszugehen, 
beim Vorwurf des Diebstahls kann 
das schon anders aussehen. Bevor 
man als Arbeitgeber zur verdeck-
ten Videoüberwachung greift, soll-
te man daher genauestens die im 
Raum stehenden Vorwürfe über-

prüfen, den Kreis der verdächtigen 
Mitarbeiter und die bisher zur Auf-
klärung herangezogenen Mittel 
dokumentieren. In Pflegeeinrich-
tungen kommt bei einer Videoüber-
wachung in Bewohnerzimmern er-
schwerend hinzu, dass damit in den 
höchstpersönlichen Lebensbereich 
des Bewohners eingegriffen wird 
und daher eine Strafbarkeit wegen 
Verletzung des höchstpersönlichen 
Lebensbereichs durch Bildaufnah-
men im Raum steht. Bewohner be-
ziehungsweise deren gesetzliche 
Vertreter müssen der Maßnahme 
also regelmäßig zustimmen. 

■	 Sybille Jahn ist Anwältin bei  
Iffland&Wischnewski, Fach-
kanzlei für die Sozialwirtschaft, 
www.iffland-wischnewski.de

Sybille Jahn� Foto: Archiv

// Wenn sich Angehö-
rige ernst genommen 
fühlen, müssen sie 
nicht zu Mitteln der 
Videoüberwachung 
greifen. //

Sybille Jahn



Solms: Pflegekräfte zum 
Dienstantritt verpflichtet

Das private Pflegeheim „Haus 
Daheim“ in Solms-Niederbiel 
im hessischen Lahn-Dill-Kreis 
ist zahlungsunfähig und hat 
Insolvenz angemeldet. Das be-
richtete jetzt der Hessische 
Rundfunk (HR). Weil Pflege-
kräfte über Wochen kein Geld 
mehr erhalten hätten, seien 
einige von ihnen erst gar nicht 
mehr zum Dienst erschienen 
und deshalb teilweise Mitarbei-
ter aus der Küche in der Pflege 
eingesetzt worden. Um einen 
vorläufigen Weiterbetrieb der 
Einrichtung kurzfristig zu ge-
währleisten, hatte die Heim-
aufsicht daraufhin nach Infor-
mationen des Senders einige 
Pflegende zum Arbeitsantritt 
verpflichtet. Inzwischen haben 
die meisten der ehemals 48 
Bewohner des privaten Hauses 
in anderen Einrichtungen eine 
neue Bleibe gefunden.

Ganderkesee: Altenheim  
ist vorerst gerettet

Das wirtschaftlich angeschlage-
ne Altenheim „Wichernstift“ im 
niedersächsischen Ganderkesee 
(Kreis Oldenburg) ist nach lan-
gem Überlebenskampf geret-
tet. Das berichtete jetzt „Radio 
Bremen“. Die Einrichtung war 
vor knapp zwei Jahren in die 
Insolvenz gerutscht. Der ehe-
mals diakonische Betrieb werde 
bis Anfang Oktober 2013 in die 
wirtschaftliche Unabhängigkeit 
entlassen, teilte der Insolvenz-
verwalter jetzt mit, die Gläubi-
ger und das zuständige Amts-
gericht Delmenhorst hätten 
dem Insolvenzplan zugestimmt. 
Laut „Radio Bremen“ wurden 
dafür 40 von 90 Mitarbeitern 
entlassen und mehr als die Hälf-
te der ehemals 135 Pflegeplätze 
abgebaut. Fortan sollen sich 56 
Beschäftigte um die Bedürf-
nisse von 84 Pflegebedürftigen 
kümmern. Sie würden nun nach 
einem Haustarif bezahlt, der 
sich an die Arbeitsvertragsricht-
linien der Evangelischen Kirche 
in Deutschland anlehne, so der 
Insolvenzverwalter.

Newsticker

Nach einem Pflegeskandal in einem „Casa Reha“-Heim in 
Mainz geht der rheinland-pfälzische Sozialminister in die 
Vollen. Er plädiert für Gesetzesänderungen auf Landes- 
wie auf Bundesebene.

Sollte man bundesweit agierende 
Pflegekonzerne besser kontrollieren 
können? Einen entsprechenden Vor-
schlag machte unlängst der rhein-
land-pfälzische Sozialminister Alex-
ander Schweitzer (SPD) und machte 
sich damit nicht nur Freunde. CARE-
konkret sprach mit dem Politiker.

Interview: Holger Jenrich

Nach den Vorfällen in einem 
Mainzer Pflegeheim scheint Ihnen 
der Kragen geplatzt zu sein. Was 
genau hat Sie so empört, dass Sie 
nach neuen Gesetzen rufen?
In dem konkreten Fall hatten wir den 
Eindruck, dass es einen Zusammen-
hang gibt zwischen den Pflegemän-
geln im Haus und der Trägerstruk-
tur, zwischen den wirtschaftlichen 
Verflechtungen im Hintergrund des 
Trägers und den dadurch bis ins Haus 
durchschlagenden betriebswirt-
schaftlichen Vorstellungen darüber, 
wie ein solches Heim geführt wer-
den muss, damit es Profit abwirft. 
Und wenn sozusagen ein Hedge-
fonds im Hintergrund einer Pflege-

einrichtung steht und es dazu führt, 
dass Personal eingespart wird, dann 
ist das eine neue Qualität der Ausei-
nandersetzung. Insofern war das für 
mich Grund genug zu gucken, was 
Politik an der Stelle vielleicht verän-
dern kann.

Veränderungen würden Sie gern 
sowohl auf Landes- als auch auf 
Bundesebene vornehmen. Fan-
gen wir im Land an: Was konkret 
schwebt Ihnen vor?
Da gibt es das Gesetz für Wohnen 
und Teilhabe in Rheinland-Pfalz – 
das einschlägige Gesetz, wenn es bei 
uns im Land um das Management in 
Einrichtungen der Altenpflege geht. 
Mit einer Anpassung der entspre-
chenden Paragrafen können dank 
dieser darauf hinwirken, eine noch 
stärkere Möglichkeit zu bekommen, 
um bei den Einrichtungsträgern in 
die Bücher zu gucken und zu sehen, 
wie sie denn wirtschaftlich agieren. 

Und auf Bundesebene?
Ist genau dies schwieriger. Viele 
Einrichtungen und mit ihnen die 

Träger im Hintergrund sind inzwi-
schen weit über die Grenzen eines 
Bundeslandes hinaus tätig. Da sind 
meine Möglichkeiten als Landesmi-
nister begrenzt. Deshalb muss man 
sich mit den anderen Ländern ko-
ordinieren, um eine Veränderung in 
jener Verordnung hinzubekommen, 
die darüber entscheidet, ob man 
in die Bücher schauen darf. Für die 
nächste Arbeits- und Sozialminister-
Konferenz bereite ich derzeit einen 
Entwurf vor.

Für wie realistisch halten Sie es 
denn, dass Ihre Sozialminister-Kol-
legen sagen: „Der Schweitzer hat 
Recht, da machen wir mit“? 
Ich glaube, dass ich gute Argu-
mente habe. Viele meiner Kolle-
gen erleben schließlich auch, dass 
der Bereich der Pflege inzwischen 
als Markt angesehen wird, in dem 
Unternehmen agieren, die sich ge-
nauso gut im Bereich Reifenhandel 
engagieren könnten. Nach dem 
Motto ,Hauptsache, die Rendite 
stimmt‘ versuchen unter anderem 
Private Equity-Fonds und Hedge-

fonds den Markt zu beeinflussen. 
Angesichts dieser neuen Heraus-
forderung muss man sich neue 
Schritte überlegen. Ich denke, dass 
mein Impuls, länderübergreifend 
die entsprechenden Verordnungen 
zu verändern, bei meinen Kollegen 
auf Zustimmung treffen wird. 

An welchen Zeitrahmen denken Sie?
Ich denke schon, dass wir bereits in 
den nächsten Monaten konkrete 
Schritte beschließen werden. 

„Die könnten Auch mit Reifen Handeln!“

Alexander Schweitzer (SPD), Sozialmi-
nister von Rheinland-Pfalz� Foto: RLP 44

Zahl der Woche

Pflegekräfte kommen in schwedi-
schen Pflegeheimen auf 100 Bewoh-
ner jenseits des 80. Lebensjahres. Das 
meldete jetzt das Apothekenmagazin 
„Senioren Ratgeber“ und attestierte 
dem skandinavischen Land damit, im 
europäischen Vergleich den höchsten 
Anteil des Bruttoinlandsproduktes 
für Langzeitpflege auszugeben. In 
deutschen Heimen kämen Statistiken 
zufolge nur maximal 15 Pfleger auf 
100 Bewohner. 

Rheinland-Pfalz fordert bundesgesetzliche Initiative

Mehr Kontrolle über Investoren gewinnen

Private Equity 
Fonds oder Hedgefonds 

werden in der politischen Debatte 
nicht selten als „Heuschrecken“ be-

zeichnet. Inzwischen haben sie sich hier 
und da auch die Pflege als Betätigungs-
feld ausgesucht.� Foto:Luftbildfotograf/Fotolia

Heime
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Fachkräfte

Mit vietnamesischen Fachkräften gegen den Pflegenotstand
München // In vier Bundesländern 
werden seit Montag vietnamesische 
Pflegekräfte ausgebildet. Nieder-
sachsen, Berlin, Baden-Württem-
berg und Bayern beteiligen sich an 
dem Pilotprojekt des Bundeswirt-
schaftsministeriums, das von der 
Deutschen Gesellschaft für Inter-
nationale Zusammenarbeit (GIZ) 
und der Bundesagentur für Arbeit 
entwickelt wurde. Dabei werden ab 
diesem Ausbildungsjahr 102 jun-

ge Vietnamesen zu Altenpflegern 
ausgebildet, 1  000 hatten sich be-
worben. Die Auszubildenden absol-
vieren aufgrund ihrer beruflichen 
Vorerfahrung in Vietnam eine von 
drei auf zwei Jahre verkürzte Pfle-
ge-Ausbildung. „Es ist mittlerwei-
le überall kritisch“, sagte Gerhard 
Prölß, Geschäftsführer von „Hilfe im 
Alter“, einer Einrichtung der Inneren 
Mission München, die einige der Vi-
etnamesen ausbilden wird.

Die zuständige Abteilungsleite-
rin bei der Diakonie, Rosemarie Rei-
chelt, sieht die Innere Mission als 
Vorreiter: „Mit der Intensität, Grö-
ßenordnung und Öffentlichkeitsar-
beit, in der wir es umsetzen, ist das 
schon etwas Besonderes.“

Prölß hingegen möchte die In-
novationskraft des evangelischen 
Hilfswerks nicht zu sehr rühmen. 
„In der Altenpflege halten die Trä-
ger im europäischen Bereich und 

darüber hinaus die Augen auf. 
Da sind wir jetzt nicht super fort-
schrittlich“, urteilt er. Wirkliche 
Trendsetter seien skandinavische 
Länder, Großbritannien und die 
Schweiz. Dort seien die bürokra-
tischen Hürden für ausländische 
Fachkräfte viel niedriger. 

Nach ihrer Ausbildung sollen 
die Fachkräfte der „Hilfe im Alter“ 
erhalten bleiben. Vertraglich ge-
bunden daran sind sie nicht.� (epd)

Altenheim Zukunftspreis 2013

Zukunftsweisende Ideen für  
das Management gesucht
Hannover // Noch bis zum 30. Sep-
tember können Sie sich für den Al-
tenheim Zukunftspreis 2013 bewer-
ben. Gewürdigt werden besondere 
Management-Initiativen: Innovati-
ve Projekte, die die Zukunftsfähig-
keit Ihres Hauses durch strategische 
Positionierung stärken, die Dienst-
leistungen vernetzen, die Zufrieden-
heit der Mitarbeiter verbessern oder 
die Lebensqualität der Bewohner.

Bewerben Sie sich jetzt! 

Den Gewinner erwartet neben ei-
ner Einladung zu den Altenheim 
Jahresgesprächen am 2. und 3. De-

zember 2013 in Berlin eine ganz 
besondere Prämie – einen Image-
Film für die Website Ihres Hauses. 
Die Zeitschrift Altenheim berichtet 
zudem ausführlich über das ausge-
zeichnete Projekt.

■	 Weitere Infos sowie Teilnahme-
bedingungen und Bewerbungs-
unterlagen zum Altenheim 
Zukunftspreis finden Sie unter 
www.altenheim.net/Infopool/
Altenheim-Zukunftspreis 

VON LUKAS SANDER

Düsseldorf // Der Sozialverband 
Deutschland (SoVD) hat den am 11. 
Juli von der Landesregierung in Nord-
rhein-Westfalen (NRW)ins Parla-
ment eingebrachten Gesetzentwurf 
zur Reform des Landespflege- sowie 
des Wohn- und Teilhabegesetzes 
kritisiert. Nach Lesart des Verbandes 
sollen Heime künftig nur noch alle 
zwei Jahre kontrolliert werden. „Wir 
befürchten, dass der Schutz der pfle-
gebedürftigen Menschen erheblich 
geschwächt wird, wenn die Kont-
rollen verringert werden“, sagte die 
NRW-Landesvorsitzende des SoVD, 
Gerda Bertram.

Wie Bertram zu dieser Schluss- 
folgerung kommt, können aber we-
der Landesregierung noch Vertreter 
von Pflegeverbänden und Unter-
nehmen nachvollziehen. „Es bleibt 
bei der jährlichen Kontrollpflicht 
als Grundsatz“, sagte ein Sprecher 
von Gesundheitsministerin Barbara 
Steffens (Grüne). Die Kritik basiere 
offenbar auf Fehlinterpretationen. 
Die Regelprüfungen würden, anders 
als vom SoVD dargestellt, unan-
gemeldet erfolgen. Hinzu kämen 
jederzeit mögliche anlassbezoge-
ne Prüfungen, beispielweise auf-
grund von Hinweisen. Nur wenn 
die letzte Regelprüfung der Pfle-
geeinrichtung ausdrücklich keine 
erheblichen Mängel zutage geför-

dert hätte, könne das Prüfintervall 
auf zwei Jahre verlängert werden. 
„Selbst wenn die WTG-Behörde 
eine Einrichtung erst nach 24 Mo-
naten erneut aufsuchen sollte, ent-
steht dadurch kein prüffreier Raum. 
Denn der MdK führt mindestens 
eine Regelprüfung pro Jahr durch“, 
so der Sprecher. 

Prüfkapazitäten können gezielter 
eingesetzt werden

„Das gibt der kommunalen Heim- 
aufsicht mehr Freiheit, Prüfungen 
dort durchzuführen, wo ein hö-
herer Prüfbedarf gesehen wird“,  
sagte  Ulrich Christofczik, Geschäfts- 
bereichsleitung Pflege-, Alten- und 
Behindertenarbeit in der Diakonie-
Rheinland-Westfalen-Lippe. Viele 
Heimaufsichten würden es schon 
heute nachweislich nicht schaf-
fen, alle Einrichtungen jedes Jahr 
zu prüfen. „Die Prüfkapazitäten 
können nach dem neuen Gesetz-
entwurf gezielter eingesetzt wer-
den“, sagte Christofczyk, der auf 
die Vielzahl von Prüfungen, bis hin 
zur Brandschutzprüfung durch die 
Feuerwehr, verwies: „Wir müssen 
hier ein vernünftiges Maß finden, 
da jede Prüfung immer auch mit 
einem hohen Aufwand für die Ein-
richtungen verbunden ist.“ 

Wolfgang Altenbernd, Vorsit-
zender des Arbeitsausschusses Pfle-

ge, Gesundheit und Alter der Freien 
Wohlfahrtspflege NRW, kommt zu 
dem Schluss: „Angemessene Kon-
trollen in der stationären Pflege 
werden in keiner Weise gefährdet.“ 

Auch Andreas Ditter vom Bun-
desverband Ambulante Dienste 
und Stationäre Einrichtungen (bad) 
sieht die Reform positiv. Demnach 
soll auch der Umfang der einzelnen 
Prüfungen verringert werden. „Ent-
gegen den geäußerten Befürchtun-

gen wird dies die Prüfungen nicht 
qualitativ schlechter, sondern un-
bürokratischer und praxisnäher er-
folgen lassen“, sagte Ditter. 

Herbert Mauel von Bundesver-
band privater Anbieter sozialer 
Dienste (bpa) hat kein Verständ-

nis für den SoVD: „Es ist unglaub-
würdig, wenn ständig Vertrau-
enskultur gepredigt wird, auf dem 
Heimweg aber eine Verschärfung 
der Prüfungen gefordert wird.“ Die 
Pflegeeinrichtungen bräuchten kei-
nen neuen Generalverdacht, son-
dern Wertschätzung für die Pflege. 
Hierzu gehörten eine angemessene 
Beurteilung und Darstellung der 
jeden Tag geleisteten Arbeit und 
konkrete Schritte für eine bessere 
personelle Ausstattung.

Für Stefanie Krones vom Köl-
ner Caritas-Heimträger CBT ist die 
Kritik des SoVD „Ausdruck eines 
tief sitzenden und in dieser Allge-
meingültigkeit nicht zu rechtferti-
genden Misstrauens gegenüber der 
Pflege“. Es gebe keinen Grund, die 
gesamte Branche unter General-
verdacht zu stellen. Die Pläne der 
Landesregierung trügen zur Ent-
bürokratisierung bei: „Das Ausmaß 
und die bislang nicht zufrieden 
stellende Koordination der Prüfin-
stanzen untereinander bindet in 
nicht vertretbarem Maß Ressour-
cen“, sagte Krones.

Regierung will Prüfungen wei-
ter straffen

„Wir könnten uns noch eine deut-
lichere Straffung des Prüfgesche-
hens – gerade im Hinblick auf die 
Doppelprüfungen MDK/Heimauf-
sicht – vorstellen“, so der Sprecher 
des Gesundheitsministeriums. Dies 
scheitere derzeit aber meist noch 
an den strikten Vorgaben des Bun-
desrechts für den MDK. 

nORDRHEIN-WESTFALEN

Viel Zuspruch für Reformpläne
In Nordrhein-Westfalen sollen Heimaufsichten Prüfungen flexibler handhaben können. 
Der Sozialverband Deutschland fürchtet um das Wohl der Pflegebedürftigen. Landesre-
gierung, Pflegeverbände und Heimträger halten das für Unsinn.

Heimvertrag

Gericht stoppt  
Vertragsklausel
Mainz/Berlin // Ein Altenheim darf 
von Angehörigen keine vertrag-
liche Zusicherung verlangen, fi-
nanziell einzuspringen, wenn der 
Bewohner nicht zahlen kann. Das 
berichtet das Apothekenmagazin 
„Senioren Ratgeber“ unter Beru-
fung auf ein Urteil des Landgerichts 
Mainz. Entsprechende Klauseln in 
Heimverträgen sind demnach un-
zulässig. Das Verfahren hatte die 
Verbraucherzentrale Bundesver-
band (vzbv) angestrengt. � (ck)

■	  www.vzbv.de

MRSA

12 000 Bewohner  
werden getestet
Saarbrücken // Das Saarland soll zum 
bundesweiten Vorreiter bei der Ein-
dämmung von Keimen werden, die 
mit Antibiotika kaum noch zu be-
handeln sind. Nach den 24 Kranken-
häusern sollen jetzt Bewohner aller 
Alten- und Pflegeheime untersucht 
werden. Ältere und pflegebedürftige 
Menschen hätten ein höheres Risiko, 
solche Keime zu tragen, sagte Prof. 
Mathias Herrmann, Direktor des Ins-
tituts für Medizinische Mikrobiologie 
und Hygiene am Homburger Unikli-
nikum, der „Saarbrücker Zeitung“.

Beginn der Untersuchung war 
auf Anfang September terminiert. 
Sie soll vier bis sechs Monate dau-
ern. Ziel sei es, die Verbreitung mul-
ti-resistenter Keime im stationären 
Altenpflegebereich „möglichst um-
fassend und lückenlos“ zu erfassen, 
sagte Sozial-Staatssekretärin Gaby 
Schäfer (CDU). 

Laut Hermann ist es die bun-
desweit erste Untersuchung im 
Pflegebereich, die ein gesamtes Flä-
chenbundesland umfasse. Bei den 
Bewohnern der Heime sollen mit 
Tupfern Abstriche genommen wer-
den: an den Naseneingängen, im 
Rachen und im Analbereich. Dies 
könnten das für die Untersuchung 
geschulte Pflegepersonal oder die 
Bewohner selbst tun. Die Teilnahme 
an der Untersuchung sei freiwillig. 
Bei auffälligen Befunden würden die 
Bewohner informiert. � (ck)

// Ausdruck eines tief 
sitzenden und in die-
ser Allgemein- 
gültigkeit nicht zu 
rechtfertigenden  
Misstrauens gegen-
über der Pflege //

Stefanie Krones (CBT)

Heime
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vON mANFRED wOJCIECHOWSKI

Dortmund // An der Häuslichen 
Pflege sind oft viele Personen betei-
ligt. Neben professionellen Pflege-
diensten zählen im besten Fall auch 
Angehörige, Freunde, Nachbarn – 
also informell Pflegende – dazu, die 
sich an der Versorgung beteiligen. 
Gemeinsam bilden sie ein „Pflege-
netzwerk“. Doch die einzelnen Ak-
teure haben nur einen zeitlich be-
grenzten, eingeschränkten Blick auf 
den pflegebedürftigen Menschen. 
Das führt dazu, dass sie Informatio-
nen bezüglich auftretender Proble-
me oder der durchgeführten Maß-
nahmen eher zufällig und wenig 
strukturiert austauschen.

Ein besseres Zusammenspiel der 
Beteiligten in einem Pflegenetzwerk 
entlastet die Pflegekräfte ambulan-
ter Dienste. Hierzu zählt eine ver-
besserte Kommunikation: Beobach-
tungen informeller Pflegepersonen, 
etwa zu auftretenden Sprachstörun-
gen des zu Pflegenden, können diese 
gezielt an die professionelle Pflege 
kommunizieren; diese kann sie für 
die weitere Pflegeplanung nutzten. 
Weitere Effekte sind: 

■■ Pflegemaßnahmen sind besser 
koordiniert, 

■■ Optimierte Pflegeprozesse im 
Zusammenspiel professioneller 
und informeller Pflege,

■■ Vermeidung von Mehrfacharbeit. 
Dieses Zusammenspiel sollte 

möglichst auch den zu Pflegenden 
als eine aktiv mitwirkende Person 
mit einschließen.

Eine technische Möglichkeit, 
Pflegenetzwerke nach dem oben 
beschriebenen Ideal zu stärken, ist 
eine softwaregestützte gemeinsa-
me Betreuungs- und Pflegedoku-
mentation für alle Teilnehmer. Im 
Projekt „Daily Care Journal“, ge-
fördert vom Bundesministerium 
für Bildung und Forschung, haben 
Informatiker eine solche Platt-
form entwickelt und in einer Pilot-

phase gemeinsam mit der Jo-
hanniter Unfallhilfe in Hannover 
evaluiert. Diese Plattform ergänzt 
eine vom Pflegedienst bereits ein-
gesetzte Pflegemanagement-Soft-
ware um eine persönliche Pflege-

dokumentation für die informellen 
Pflegepersonen. Beide Systeme wer-
den miteinander synchronisiert, was 
einen integrierten Informationsfluss 

zwischen den Teilnehmern des Pfle-
genetzwerks ermöglicht:

■■ Informelle Pflegepersonen do-
kumentieren ihre Maßnahmen 
und Beobachtungen. Die PDL 
bzw. die Pflegekraft kann diese 
bei Bedarf einsehen. 

■■ 	Pflegende Angehörige können 
bei Bedarf freigegebene Be-
standteile der professionellen 
Pflegedokumentation einsehen.

■■ 	Termine können zwischen den 
Teilnehmern des Pflegenetz-
werks koordiniert werden. So 
kann beispielsweise ein notwen-
diger Arztbesuch mit Begleitung 
durch die Nachbarin vereinbart 
werden.

■■ Die Plattform zeigt Besuchster-
min der Pflegekraft aus der Tou-
renplanung im Terminkalender 
des Klienten an und generiert 
eine Erinnerungsmeldung. So se-
hen Klient und Angehörige, dass 

Eine bessere Kommunikation zwischen privater und professioneller Pflege entlastet alle Beteiligten und verbessert 
die Qualität. Das Projekt „Daily Care Journal“ unterstützt mit einer Pflegeplattform diese Pflegenetzwerke. 

 Diese Bausteine sind fachlich an 
der Systematik der AEDL orientiert 
und inhaltlich an das Verständnis 
und die Sprache der informellen 
Pflege angepasst. Beispiele für diese 
Bausteine sind Ess- und Trinkproto-
kolle, Hygieneprotokoll, verschiede-
ne Vitalparameter, sowie Protokolle 
für Ausscheidung, Aktivität oder 
Kommunikation. Beispiele für pro-
blemorientierte Protokolle sind das 
Sturz- und Schmerzprotokoll, bzw. 
auch die Meldung von Ess- oder 
Ausscheidungsproblemen. Aktu-
ell sind 24 solcher Protokolle in der 
Plattform verfügbar. In wenigen 
Schritten wird ein solches Protokoll 
ausgefüllt und abgespeichert. Der 
Verlauf einer Protokollierung, z. B. 
die Blutdruckwerte, wird in einem 
Zeitstrahl angezeigt. Manche der 
Bausteine besitzen Erinnerungs-
funktionen, z. B. an die Einnahme 
von Flüssigkeit oder Speisen.

Darüber hinaus enthält die Platt-
form auch Bausteine, die informelle 
Pflegepersonen generell durch Auf-
klärung und Bereitstellung weiterer 
Hilfestellung stärkt. Dazu gehören 
Anleitungen und Informationen, 
z. B. zu neuen Hilfsmitteln, sowie das 
Unterstützungsangebot von Dienst-
leistern. Über diese Bausteine kön-
nen Angehörige beispielsweise die 
Dienstleistungen des Hol- und Bring-
dienstes oder der Hauswirtschaft 
erfragen und in Anspruch werden. 
Zu diesem Zweck können beliebige 
Videos in die Plattform eingebunden 
werden, PDF-Dokumente, aber auch 
externe Internetseiten.

Der zweite Teil erläutert wie das 
Projekt die professionelle Pflege ent-
lastet und liefert Aussagen zu den 
Einsatzbedingungen.

■	 Der Autor ist wissenschaft­
licher Mitarbeiter des Fraun­
hofer-Institut für Software- und 
Systemtechnik ISST Service 
Integration Management,  
E-Mail-Kontakt: Manfred.Wo 
jciechowski@isst.fraunhofer.de

	 Weitere Informationen zum 
Projekt: www.dailycarejournal.de

Hannover // Viele leitende Mitarbei-
ter in der Pflege sehen auch heute 
noch das Beschwerdemanagement 
als zusätzliche Arbeit und Belastung 
an, gleichwohl die Prüfungsinstan-
zen (MDK) und der Gesetzgeber 
hierfür eindeutige Nachweise ver-
langt. Gerade in Dienstleistungs-
unternehmen wie in ambulanten 
und stationären Pflegeeinrichtun-
gen ist man gut beraten, das Öffent-
lichkeitsdenken möglichst groß-
zügig zu gestalten. Dies kann 
allerdings nur erfolgreich gelingen, 
wenn das Unternehmen bemüht ist, 
seinen bislang vorhandenen „Blin-
den Fleck“ zu erkennen. Hierzu zählt 

unter anderem auch, dass die Ein-
richtung erfährt, wie und was ande-
re (Kunden, potentielle Kunden und 
Mitarbeiter) von ihm halten.

Letztendlich sollte in Pflegeein-
richtungen nicht vergessen werden, 
dass der Grundsatz „keine Nachrich-
ten sind gute Nachrichten“, nicht 
zeitgleich heißt, dass die Kunden zu-
frieden sind. Unzufriedene Kunden 
und Mitarbeiter werden ihre Mei-
nung über das Unternehmen wahr-
scheinlich an anderer Stelle äußern.

Eine Beschwerde zeigt die Sicht 
des Kunden und seiner Angehöri-
gen, und dies kann auch bedeuten, 
dass es Erwartungen gibt, die die 

Einrichtung zurzeit nicht erfüllen 
kann. Und genau hier sind die lei-
tenden Mitarbeiter gefragt, dieses 
zu erkennen und kundenorientiert 

zu reagieren. Darüber hinaus soll-
ten Sie die Beschwerde als Gele-
genheit ansehen, die Hinweise auf 
behebbare Mängel und Fehler zu 
bekommen (auch eine Beschwer-
de ist nur ein Feedback). Teilweise 
ist es auch so, dass sich aus dieser 
Sichtweise etwas sehr positives im 
Sinne von Imagegewinn oder Qua-
litätsverbesserungen im Allgemei-
nen entwickeln kann und damit die 
Wettbewerbsfähigkeit des Unter-
nehmens steigt. Um nun diese Wett-
bewerbsfähigkeit zu erhöhen, sollte 
sich jede Führungskraft darüber 
bewusst sein, dass der Beschwerde-
managementprozess nicht erst bei 
der Annahme von Beschwerden, 
sondern bereits damit beginnt, dass 
Kunden und Mitarbeiter regelrecht 
zur Beschwerde stimuliert werden 
müssen. Dies setzt eine Haltung der 

Strukturiertes Beschwerdemanagement in der Altenpflege, teil 1

Hinweise auf behebbare Mängel und Fehler
Die Einführung eines Beschwerdemanagements sollten Einrichtungen nicht als zusätz-
lichen Aufwand betrachten, sondern als einen Teil der Unternehmensphilosophie, die 
die Zufriedenheit der Kunden und Mitarbeiter erhöht.

Unternehmensleitung voraus, die 
eine offene und vertrauensbasierte 
Kommunikation wertschätzt. Das 
heißt aber auch, dass in den Einrich-
tungen grundsätzlich der Beschwer-
deprozess aus folgenden Phasen be-
stehen sollte:
1.	 Beschwerdestimulation
2.	 Beschwerdeannahme
3.	 Beschwerdebearbeitung und Be-

schwerdereaktion
4.	 Beschwerdeauswertung und der 

Beschwerdebericht
Der zweite Teil behandelt das 

Thema „Stimulierung von Be-
schwerden“.

■	 Die Serie wird betreut von Meike 
Jarosz, Beratung, Entwicklung, 
Seminare in der Pflege,  
E-Mail-Kontakt:  
meikejarosz@googlemail.com

// Der Prozess beginnt 
damit, dass Kunden 
und Mitarbeiter regel-
recht zur Beschwerde 
stimuliert werden 
müssen. //
Meike Jarosz

Projekt: Webbasierte persönliche Pflegedokumentation, teil 1

Technik stärkt Pflegenetzwerke

Screenshots auf dem Tablet-PC: Kern 
dieser Plattform ist die Bereitstel­

lung von Bausteinen, mit denen 
die informelle Pflege Maßnahmen 

und Beobachtungen dokumentiert, 
darüber hinaus aber auch Defizite 

und Probleme melden. Die Dokumen­
tation setzt  auf den Kategorien der 

AEDL auf..� Abbildungen: ISST

Vorteil

Plattform stärkt informelle  
Pflege und schafft Transparenz –  
Pflegedienst erhöht 
so die Kundenbindung.

die Pflegekraft am nächsten Tag 
zur angegebenen Uhrzeit zum 
Verbandswechsel vorbei kommt.

■■ Die Teilnehmer des Pflegenetz-
werks können untereinander 
über frei formulierbare Mittei-
lungen kommunizieren und bei-
spielsweise Fragen über geeig-
nete Hilfsmittel diskutieren. Die 
Akteure nutzen diese Funktion 
auch, um den Hilfsbedarf abzu-
stimmen und Maßnahmen wie 
den Gang zum Arzt zu planen. 
Derzeit funktioniert erfolgt dies 
mittels Text- oder Spracheinga-
be. In einer erweiterten Funktion 
ist die Nutzung der Videotelefo-
nie vorgesehen.

Im Projekt erfolgten die Reali-
sierung dieser Plattform, sowie eine 
Anbindung an das Pflegeinforma-
tionssystem eines etablierten Soft-
ware-Anbieters.

Ein Kern dieser Plattform ist die 
Bereitstellung von Bausteinen, mit 
denen die informelle Pflege Maß-
nahmen und Beobachtungen doku-
mentiert, darüber hinaus aber auch 
Defizite und Probleme melden kann.
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Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII

Utz Krahmer (Hrsg.)
Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII 
Leistungen der Sozialhilfe bei Pflegebedarf
2013, 5. überarbeitete Auflage, 220 Seiten, 
kartoniert, 36,- €, Best.-Nr. 687,
auch als eBook (ePub) erhältlich

Erschienen in der Reihe Recht

Leistungen der Sozialhilfe bei Pflegebedarf

Welche Hilfen es gibt, wie die Voraussetzungen 
sind und wie das Verhältnis zu den Leistun-
gen der Pflege versicherung ist, das vermittelt 
dieser praktische Ratgeber. Mit Fallbeispielen, 
Schaubildern und Muster berechnungen. Ideal 
für ambulante Dienste, Pflegeeinrichtungen, 
Beratungsstellen, Hausärzte sowie für Pflege-
bedürftige und Ihre Angehörigen.

Der Rechtsratgeber in 5. Auflage – auf dem  
aktuellen Gesetzesstand!

Ihr Vorteil: 30 Tage zur Ansicht mit  
Rückgaberecht! Inlandslieferung  
versandkostenfrei!

Vincentz Network · Postfach 62 47 · 30062 Hannover
Telefon +49 511 9910 - 033 · Fax +49 511 9910 - 029 · buecherdienst@vincentz.net · www.haeusliche-pflege.net/shop

Rechte kennen,  
Ansprüche durchsetzen

Von Lukas Sander 

Berlin // Wo darf häusliche Betreu-
ung erbracht werden? Geht es nach 
der Bundesknappschaft in Sachsen-
Anhalt, dann nur innerhalb der eige-
nen vier Wände. Das musste nun ein 
ambulanter Pflegedienst erfahren, 
dessen Rechnung der Kostenträger 
nicht begleichen wollte. Begrün-
dung: Die häusliche Betreuung sei 
auf die Leistungserbringung im ei-
genen Haushalt beschränkt. 

Der Pflegedienst hat sich Hilfe 
bei einem Unternehmensberater 
gesucht, der die Bundesknappschaft 
nicht nur auf eindeutige Passagen 
im Gesetz hinwies (§ 124 SGB XI), 
sondern sich auch auf ein Rund-
schreiben des GKV-Spitzenverban-
des berief. 

„Der § 124 SGB XI ermöglicht 
Hilfe zur Aufrechterhaltung des 
eigenen Alltags“, stellt Ann Marini, 
Sprecherin beim GKV-Spitzenver-
band, klar. Dabei handele es sich 
auch um Hilfe außerhalb des eige-
nen Haushaltes, beispielsweise um 
Spaziergänge. Der GKV-Spitzenver-
band habe das Informationsschrei-
ben an alle seine Mitgliedskassen 

geschickt. Darin heißt es: „Leistun-
gen der häuslichen Betreuung zur 
Unterstützung von Aktivitäten im 
häuslichen Umfeld, die dem Zweck 
der Kommunikation und der Auf-
rechterhaltung dienen, sind:

■■ Spaziergänge in der näheren Um- 
gebung

■■ Ermöglichung des Besuchs von 
Verwandten und Bekannten

■■ Begleitung zum Friedhof.“

Weiter heißt es: „Leistungen der 
häuslichen Betreuung umfassen die 
Unterstützung bei der Gestaltung 
des häuslichen Alltags, insbesondere:

■■ Hilfen zur Entwicklung und 
Aufrechterhaltung einer Tages-
struktur

■■ Hilfen zur Durchführung bedürf-
nisgerechter Beschäftigungen

■■ Hilfen zur Einhaltung eines  
bedürfnisgerechten Tag-/Nacht- 
Rhythmus

■■ Unterstützung bei Hobby und 
Spiel

■■ Unterstützungsleistungen bei der 
Regelung von finanziellen und ad-
ministrativen Angelegenheiten.“

„Gerade bedürfnisgerechte Be-
schäftigungen sowie Hobby und 
Spiel sind wohl kaum an die Häus-
lichkeit gebunden“, meint der Unter-
nehmensberater Ralph Wißgott, der 
von dem betroffenen Pflegedienst 
aus Sachsen-Anhalt beauftragt 
wurde. Das Schreiben des GKV-Spit-
zenverbandes habe er der Bundes-
knappschaft zukommen lassen. 

Auch ein weiterer Blick in das 
GKV-Verbands-Papier lohnt sich. So 
ist dort unter anderem ausgeführt, 

dass es durchaus Überschneidun-
gen zu „klassischen hauswirtschaft-
lichen Tätigkeiten“ wie z.B. Kochen 
und Backen geben könne. Eine Vo-
raussetzung dafür könne sein, dass 
dies ein Hobby des Anspuchsbe-
rechtigten sei.

■	 Das Informationsschreiben des 
GKV-Spitzenverbandes können 
Sie von unserer Homepage her-
unterladen: www.carekonkret.
net/downloads – Richtlinien

Häusliche Betreuung

Auch Spazierengehen ist häusliche Betreuung 
In einigen Bundesländern gibt es die ersten Einigungen 
zur häuslichen Betreuung. Offenbar aber gibt es Unklar-
heit darüber, wann die Kostenträger in der Leistungs-
pflicht stehen. Dabei gibt es eine klare Vorgabe.

Mehrheit will Partner im 
Pflegefall selbst versorgen 

Die große Mehrheit der Deut-
schen will den Partner im Pfle-
gefall selbst versorgen. Bei einer 
repräsentativen Umfrage im Auf-
trag des Apothekenmagazins „Se-
nioren Ratgeber“ versichern die 
befragten verheirateten bzw. in 
Partnerschaft lebenden Männer 
und Frauen nahezu einstimmig 
(87,9 Prozent), falls ihr Partner 
einmal pflegebedürftig wäre, 
würden sie auf jeden Fall erst 
einmal versuchen, ihn zu Hause 
selbst zu pflegen. Für die große 
Mehrheit (79,1 Prozent) wäre dies 
kein Zwang, sondern eine „liebe-
volle Selbstverständlichkeit“. Auf 
Unterstützung wollen dabei aber 
nur die wenigsten verzichten: Drei 
Viertel der Befragten (75,9 Pro-
zent) würden unbedingt darauf 
achten, in regelmäßigen Abstän-
den eine Pflege-Auszeit (Urlaub 
von der Pflege, Tages- oder Kurz-
zeitpflege) zu bekommen. 

Medikamentenmix  
oft nicht im Blick

Senioren nehmen oft zu viele Me-
dikamente und verlieren dabei 
den Überblick. Nur etwas mehr 
als die Hälfte (57 Prozent) der 
Senioren wurde im vergangenen 
Jahr von ihrem Arzt auf mögliche 
Wechselwirkungen hingewiesen. 
Das hat die Stiftung Warentest 
bei einer anonymen Onlineum-
frage unter 996 Teilnehmern ab 
65 Jahren herausgefunden, heißt 
es in der Zeitschrift „test“ (Aus-
gabe 09/2013). Am sichersten 
verfahren Ältere, wenn sie alle 
Arzneimittel, die sie einnehmen, 
schriftlich festhalten. Die Liste 
sollten sie einmal jährlich dem 
Hausarzt zeigen und mit ihm 
besprechen: Sind alle Präpara-
te noch notwendig? Außerdem 
ist es wichtig, Warnzeichen für 
Wechselwirkungen rechtzeitig 
zu erkennen. Ein Hinweis sind 
beispielsweise Beschwerden wie 
Stürze oder psychische Verände-
rungen, die recht plötzlich nach 
dem Umstellen von Medikamen-
ten auftauchen. In diesem Fall 
sollten Patienten oder Angehö-
rige den Hausarzt informieren. 
Einen Überblick über Arznei-
mittelwirkstoffe, die im Alter 
problematisch sind, findet sich 
außerdem in der sogenannten 
Priscus-Liste (http://priscus.net/
download/PRISCUS-Liste_PRI-
SCUS-TP3_2011.pdf)

Pflegedienst-Chef will in Bun-
destag: „Feiertag streichen!“

Im Landkreis Konstanz tritt der 
Inhaber eines ambulanten Pfle-
gedienstes bei der Bundestags-
wahl an. Tobias Volz ist ausge-
bildeter Altenpfleger und leitet 
einen Betrieb mit 43 Mitarbei-
tern. Der SPD-Politiker nimmt 
offenbar auch bei unpopulären 
Themen kein Blatt vor den Mund. 
So schlug er kürzlich bei einer 
Wahlkampfveranstaltung vor, 
einen weiteren Feiertag zu strei-
chen. Der Ertrag soll der Pflege 
zugute kommen. �

Newsticker

Neue Ausbildung 

Psychologische 
Pflegeberater 
München/Kiel // Psychologische Be-
rater mit Fachrichtung Pflege und 
Angehörigenberatung heißt eine 
neue Ausbildung, die ab Februar 
2014 in München und Kiel ange-
boten wird. „In zwei Jahren gibt es 
mit dieser Qualifikation psycho-
logische Berater, die den Markt der 
Pflege revolutionieren. Sie werden 
die Stützpfeiler für die Mitarbeiter 
aller Pflegedienste und ebenso für 
die pflegenden Angehörigen, die 
einen Knochenjob mit hoher psychi-
scher und psychosozialer Belastung 
leisten“, so Hans Joachim Hellrung, 
Geschäftsführer der Ambulanter 
Pflegedienst Hellrung GmbH mit 
Sitz in Neumünster, der die neue 
Ausbildung ermöglicht. 

Hellrung weiter: „Die Fachbe-
rater müssen selbst emotional un-
heimlich stark sein, gerade in der 
Pflege bzw. Palliativmedizin, und 
darüber hinaus auch ein offenes 
Ohr für die Sorgen und Nöte der 
Angehörigen der zu Pflegenden 
haben. Da ist es wichtig, dass ein 
neutraler Berater dem Pflegeper-
sonal präventiv hilft, die schwere 
Last emotional zu bewältigen. Um 
Belastungserkrankungen des Pfle-
gepersonals wie Burnout oder De-
pression gar nicht erst entstehen 
zu lassen.“ � (ck)

■	 http://akademie- 
psychologischer-berater.de/ 
psy-fachberater-pflegekrafte  
 
www.pflegedienst-hellrung.de

Auch Spazierengehen kann häusliche Betreuung sein. � Foto: Krüper
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Franchise

Promedica Plus expandiert weiter
Essen // Mit sieben neu gewonne-
nen Franchisepartnern im Juli, zwei 
abgeschlossenen Franchiseverträ-
gen im August sowie seit Juni 16 
neuen Gebietserweiterungen ist das 
Unternehmen Promedica Plus wei-
ter auf Expansionskurs. Das Kernge-
schäft der Franchise-Nehmer liegt 
in der Beratung von Senioren und 
deren Angehörigen, die eine Betreu-
ungs- und Pflegekraft wünschen. 
Promedica Plus bietet ihnen mit Hilfe 
von Partnerunternehmen und deren 
Betreuungs- und Pflegekräften aus 
Osteuropa eine Rund-um-die-Uhr-
Betreuung im eigenen Zuhause. Die 
Rekrutierung der Betreuungs- und 
Pflegekräfte ist nach Qualitätsma-
nagement DIN ISO 9001 zertifiziert. 

Das Unternehmen vermittelt Betreu-
ungs- und Pflegedienstleistungen 
für Senioren in Privathaushalten. Die 
neu gewonnenen Franchisepartner 
kommen aus der Rhein-Neckar-Re-
gion bei Heidelberg, Mannheim, aus 
der Schwäbischen Alb, Bayern, Wup-
pertal, Münster sowie Mainz. Bis 
Ende August, so teilt das Unterneh-
men in einer Erklärung mit, zählt es 
demnach voraussichtlich mehr als 
45 Franchisepartner mit 50 Gebieten 
deutschlandweit.

Die Promedica Group hat ihren 
Hauptsitz in Warschau. Die 2004 
gegründete Firmengruppe ist nach 
eigenen Angaben in Bulgarien, 
Deutschland, England, Polen, Ru-
mänien und der Slowakei tätig.� (ck)

Velen // „Wir setzen darauf, das Wis-
sen, die Erfahrung und die Kompe-
tenz unserer älteren Mitarbeitenden 
so lange wie möglich zu erhalten“, 
sagt Margret Nieland, Leiterin der 
Mobilen Pflege Velen, einem Pflege-
dienst des Caritasverbandes Borken. 
Dabei geht es um das umfassende 
Thema „Employability“, den Erhalt 
der Beschäftigungsfähigkeit der 
Mitarbeitenden. Dazu brauche es 
Ansätze einer individuellen Lebens- 
und Arbeitsplanung für jeden Mit-
arbeitenden. Neben Gesundheits-
programmen, etwa das Erlernen                                   
des rückenschonenden Pflegens, 
brauche es Personalstrategien, um 
ältere Mitarbeitende von Stressfak-
toren wie Nacht- und Wochenend-
diensten oder Notrufbereitschaften 
zu entlasten. 

In einem ersten Schritt wurden 
aus den Mobilen Pflegen des Fach-
bereiches die Mitarbeitenden über 
50 in einem gemeinsamen Auftakt-
treffen über das Vorhaben informiert 
und eine Projektgruppe gebildet. „Al-
lein dieses Treffen hat gezeigt, dass 
es unzählige grund- und behand-
lungspflegerische Tätigkeiten gibt, 
die die älteren Mitarbeiter als sehr 

belastend empfinden“, sagt Margret 
Nieland. Die Probleme sind bekannt: 
So haben viele Mitarbeitende in der 
Pflege zum Beispiel Schulterprob-
leme durch jahrzehntelanges An- 
und Ausziehen von Kompressions-
strümpfen bei Pflegebedürftigen.

Um Verständnis werben

Im weiteren Verfahren sollen nun 
die beschriebenen Belastungen der 
Mitarbeitenden über 50 in einer Be-
lastungsmatrix gesammelt werden. 
Die große Herausforderung besteht 
jedoch darin, die Mitarbeitenden 
entsprechend ihrer körperlichen Be-
lastungsmöglichkeiten und der in-
dividuellen Fitness einzusetzen und 
eine Umverteilung im Sinne von Jo-
benlargement und Jobenrichtment 
vorzunehmen. „Die älteren Mitarbei-
tenden in ihren Belastungen ernst 

nehmen und Verständnis bei den 
jungen Mitarbeitern schaffen, ist der 
erste Schritt, der im laufenden Pro-
jekt schon erstaunlich viel bewegt 
hat. Nur bei einem gut funktionie-
renden Team klappt solch ein Vor-
gehen, wenn man den Benachteili-
gungsgedanken ausschalten will“, so 
Projektleiterin Nieland.

Neben einer angepassten Perso-
naleinsatzplanung sollen dann ge-
sundheitsfördernde Maßnahmen 
für die Mitarbeitenden erfolgen, 
so dass sich im Projekt eine Mehr-
dimensionalität in den Handlungs-
feldern zeigt. Es gehe nicht nur um 
altersgerechte Personalplanung 
und um Gesundheitsförderung, 
sondern es gehe auch um die Stei-
gerung der Attraktivität des Arbeit-
gebers und um eine Entwicklung 
der Unternehmenskultur. „Zwar 
handelt es sich bei den Mitarbei-
tenden über 50 um eine Betroffe-
nengruppe von etwa 20 Kollegin-
nen und Kollegen, jedoch sind diese 
Mitarbeitenden für unsere Dienste 
die Wissens- und Kompetenzträger. 
Sie sind es, die in fachlichen Fragen 
für die jüngeren Fachkräfte wichtig 
sind.“ Solche Projekte in Einklang 

mit dem operativen Tagesgeschäft 
zu bringen, sei für die Leitungs-
kräfte eine Herausforderung. „Zum 
einen sind wir gehalten uns stän-
dig weiterzuentwickeln und Inno-
vationen auf den Weg zu bringen, 
zum anderen sind wir gerade im 
täglichen Arbeitsablauf gefangen, 
so dass Projekte dieser Art sich hin-
ziehen“, sagt Nieland.

Das Projekt in Velen ist eingebun-
den in ein Verbandsübergreifendes 
Vorhaben. Seit Beginn des Jahres 
2012 führt der Diözesancaritasver-
band Münster das vom Europäi-
schen Sozialfond (ESF) geförderte „rü-
ckenwind“-Projekt ZUPF („ZUkunft 
PFlegen“) durch. Das Hauptziel des 
Personal- und Organisationsent-
wicklungsprojektes ist die Anwen-
dung neuer Personalstrategien in 
den Einrichtungen der ambulanten 
und stationären Pflege. 

In der praktischen Umsetzungs-
phase des Gesamtprojektes führen 
die Projektleitenden die entwickel-
ten Personalstrategien in ihren Ein-
richtungen und Diensten durch. 
Durch diese weiterführenden Ein-
zelprojekte werden der praktische 
Transferprozess vollzogen und die 
Konzepte implementiert. Mento-
ring und Transfer-Coaching sichern 
dabei den Praxistransfer. Begleitet 
werden die Einrichtungsleitungen 
durch ein festes Team von Organisa-
tionsberatern.� (ck)

 
■	 Kontakt: Margret Nieland,  

Telefon: (0 28 63) 38 39 970, 
E-Mail: cpg-velen@caritas-bor-
ken.de; Weitere Infos zum ZUPF-
Projekt: www.caritas-zupf.de

Zukunft Pflegen

Mitarbeiter von Stressfaktoren entlasten
Mitarbeiter über 50 Jahren beschäftigungsfähig zu halten – dieses Ziel verfolgt ein Pfle-
gedienst der Caritas Borken in Nordrhein-Westfalen. Denn die Älteren haben für das 
Unternehmen wertvolles Wissen und Erfahrung.

Ältere Mitarbeiter sind körperlich stärker und eher belastet als Jüngere. Daher benötigen die über 50-Jährigen eine individuelle 
Arbeitsplanung, damit sie ihre Ressourcen langfristig einteilen.� Foto: BMFSFJ / Bertram Hoekstra

Sozialstation St. Burkard 

Streit um zu hohe Gehälter
Greußenheim // Im Trägerverein der 
Caritas-Sozialstation St. Burkard im 
bayerischen Greußenheim herrscht 
dicke Luft. Schwere Vorwürfe gegen 
den früheren Geschäftsführer, die 
Leiterin der Tagespflege und den 
Vorstand machen die Runde, wie die 
Mainpost schreibt. Vereinsmitglieder 
hatten angekündigt, in der Jahres-
hauptversammlung gegen die Ent-
lastung des Vorstands zu stimmen. Es 
geht ums Geld. Bis 30. Juni 2013 war 
Bruno Scheiner, Greußenheims Ex-
Bürgermeister, der Geschäftsführer 
der Sozialstation. 2008 legte er dem 
Vorsitzenden des trägervereins, Paul 
Kremer, einen neuen Arbeitsvertrag 
vor. Kritiker berichten, er habe sich 
ein weit überhöhtes Gehalt hinein-

geschrieben, Kremer habe es nicht 
gemerkt und unterschrieben. Im 
Herbst 2012 fiel bei einer Rechnungs-
prüfung auf, dass der Geschäftsfüh-
rer ein ungewöhnlich hohes Gehalt 
bezieht. Die Sozialstation habe auch 
Pflegekräften zu hohe Gehälter ge-
zahlt. Ergebnis war ein großes Defizit, 
von bis zu 100  000 Euro ist die Rede. 
Dass Pflegekräfte zu teuer bezahlt 
wurden, erklärt der stellvertretende 
Caritas-Direktor Marco Warnhoff 
mit Missverständnissen bei der Be-
urteilung ihrer Fortbildungen. Man 
habe das korrigiert. Die Pflegedienst-
leiterin habe sich nichts zuschulden 
kommen lassen. Derzeit prüft die Ca-
ritas die wirtschaftliche Situation der 
Sozialstation. � (ck)

Hilfe für den gemeinsamen 
Urlaub organisieren

Tipps für eine gemeinsame Reise 
von Pflegebedürftigen und deren 
Angehörige bietet die neue Aus-
gabe von „Zu Hause pflegen, blei-
ben Sie gesund“, ein Info-Brief für 
pflegende Angehörige der Aktion 
Das sichere Haus. Spezielle Reise-
veranstalter und gemeinnützige 
Organisationen verkürzen und 
erleichtern diesen Vorlauf, dazu 
gehören „Urlaub und Pflege e.V.“ 
in Telgte, der Bundesverband 
Selbsthilfe Körperbehinderter 
(BSK) oder einzelne Wohlfahrts-
verbände. Damit auch der pfle-
gende Angehörige im Urlaub zu 
seinem Recht kommt, ist ein zeit-
lich befristeter Pflegevertrag mit 
einem ambulanten Dienst eine 
gute Idee. Er kann innerhalb der 
Verhinderungspflege abgerech-
net werden und sollte rechtzeitig 
vor der Reise abgeschlossen sein. 
Weitere Tipps zu barrierefreien 
Reisen gibt es online unter www.
reiselinks.de, Rubrik „Behinder-
tenreisen“.

Franziskusheim gGmbH baut 
ambulantes Angebot aus 

Die ersten Pläne liegen aus: Die 
katholische Kirche St. Josef in 
Geilenkirchen-Bauchem (Nord-
rhein-Westfalen) und das Pfarr-
heim werden abgerissen für eine 
Wohn- und Begegnungsstätte 
mit 54 seniorengerechten Woh-
nungen, einer neuen Tagespflege 
und Räume für einen ambulan-
ten Pflegedienst. Das berichte-
ten die Aachener Nachrichten. 
Bauherr ist die Franziskusheim 
gGmbH. Ergänzt werde das Vor-
haben durch einen „Quartiers-
treff“. Derzeit betreibt der kirchli-
che Träger neben den Alten- und 
Pflegeheimen Franziskusheim 
und Burg Trips auch das Tages-
pflegehaus St. Josef, Betreutes 
Wohnen in der Wohnanlage 
Franziskusheim und im Senio-
renwohnpark Trips.

Sozialer Wohnungsbau in 
Breyell ist ideal für Ältere

Für 2,9 Millionen Euro errichtet 
die Baugesellschaft Nettetal AG 
in Breyell, Nordrhein-Westfa-
len, 21 barrierefreie Wohnungen 
zwischen 47 und 74 Quadrat-
meter Fläche. Den Entwurf dazu 
lieferte der Nettetaler Architekt 
Marcus Birker. Baubeginn wird 
im November sein, bezugsfer-
tig sollen die Wohnungen mit 
einem Mietpreis von 7,90 Euro 
pro Quadratmeter im Dezember 
kommenden Jahres sein. Das 
Mehrfamilienhaus im sozia-
len Wohnungsbau liegt direkt 
neben dem Curanum-Pflege-
heim. Die Lage nahe am Orts-
kern gilt als ideal für ältere Men-
schen. Die Wohnungen sollen 
gerade auch mit Berechtigungs-
schein bezogen werden können. 
Im Augenblick laufen Gesprä-
che, ob und in welcher konkre-
ten Form Dienstleistungen des 
benachbarten Curanum-Hauses 
möglicherweise abgerufen wer-
den können.

Newsticker

Margret Nieland.� Foto: Archiv
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Von Darren Klingbeil

Hamburg // Überlastung, Zeitdruck, 
fehlende Reflexion, Kommunikati-
onsmangel – es gibt viele Auslöser 
für Konfliktsituationen, in denen 
Pflegende Gefahr laufen, Gewalt 
gegen Pflegekunden auszuüben. 
Insbesondere in der häuslichen Pfle-
ge kommt hinzu, dass Pflegekräfte 
in der Pflegesituation meist alleine 
mit den Pflegebedürftigen sind; sie 
haben dann keine Möglichkeit des 
schellen Austauschs mit Kollegen 
oder sich zur Deeskalation Unter-
stützung zu holen.

Die ASB Sozialeinrichtungen 
Hamburg GmbH mit 20 Pflegeein-
richtungen (17 ambulante Pflege-
dienste) macht das Problem jetzt 

transparent und sucht nach Lö-
sungen. „Gewalt in der (ambulan-
ten) Pflege“ war jüngst das Thema 
einer Klausurtagung von 50 Lei-
tungskräften des Trägers. Ein Im-
pulsvortrag habe vielen die Augen 
geöffnet „und Betroffenheit aus-
gelöst“, so Abteilungsleiter Matthi-
as Lüschen. Die Erkenntnis, „nicht 
ausschließen zu können, dass Ge-
walt in der Pflege auch in unseren 
Pflegeeinrichtungen ein Problem 
sein kann“, war Auslöser, das The-
ma in den kommenden Monaten in 
insgesamt acht Arbeitsgruppen (s. 
Kasten) von Führungskräften und 
Mitarbeitern bearbeiten zu lassen. 
Ziel ist es, Präventionsstrukturen 
und Handlungsleitlinien zu schaf-
fen, die keinen Raum für Gewalt in 
der Pflege lassen.

Verlässliche Freizeitplanung 
ermöglichen

Wo fängt Gewalt an? Sensibel für 
zentrale Fragestellungen wie diese 
zu sein und Raum für einen offenen 
Umgang mit Fehlern zu schaffen, 
sind zwei der Aufgabenstellungen, 
denen sich die Arbeitsgruppen wid-
men. Es reiche nicht, nur physische 
Gewalt in den Blick zu nehmen, 
sagt Matthias Lüschen. „Schon die 
respektlose Anrede, das Duzen von 
Kunden sind Grenzüberschreitun-
gen. Oder die Situation, bei der ich 
als Pflegekraft bei der Nahrungsauf-
nahme helfe, die Person aber nicht 
essen will. Wie gehe ich damit um 
und ab wann übe ich Zwang aus, 
also Gewalt?“

Auch zentrale „Baustellen“, an 
denen das Pflegedienstmanagement 
ansetzen muss, um gewaltpräventiv 
zu wirken, sind im Projekt definiert. 
Hierzu zählen insbesondere professi-
onell geleitete Fallkonferenzen, eine 
verlässliche Touren- und Dienstpla-
nung und der Kompetenzaufbau 
bei Mitarbeitern durch eine profes-
sionelle Fortbildungsplanung des 
Managements. „Gewaltsituationen 
treten häufig aus einer Überforde-
rungssituation heraus auf. 

Hier müssen Leitungskräfte am 
Kompetenzaufbau und bei der Qua-
lifizierung ansetzen, damit Pflege-
kräfte in Stresssituationen besser 
gewappnet sind“, erläutert Lüschen. 
Auch die Touren- und Einsatzpla-
nung sei von Pflegedienstleitungen 
so zu optimieren, dass Pflegekräfte 

mit dem Zeitdruck besser umgehen 
können. Ein Höchstmaß an Kontinu-
ität müsse die Dienstplanung aus-
zeichnen und eine verlässliche Frei-
zeitplanung ermöglichen.

Niedrigschwellige Strukturen

Darüber hinaus sollen niedrig-
schwellige Transparenzstrukturen 
künftig dafür sorgen, dass Pflegekun-
den und Pflegende Gewalt zum The-
ma machen können. Mitarbeiter sol-
len sich künftig mit eigenem Erleben 
von Gewalt – ob als Täter, Opfer oder 
Zeuge – an eine Vertrauensperson 
im Unternehmen wenden können, 
wenn sie sich nicht zuerst ihrer Lei-
tung oder dem Team öffnen wollen. 
Und eine Person der Öffentlichkeit 
soll als Ombudsperson fungieren, an 

die sich z. B. Pflegebedürftige wen-
den können, die Gewalt von Pflege-
kräften erfahren haben. Matthias 
Lüschen ist sich bewusst, dass es auf 
all diese Fragen und Aufgaben keine 
einfachen Antworten gibt. Dennoch 
ist er zuversichtlich, dass sich die 
intensive Auseinandersetzung mit 
dem Thema Gewalt auf das Betriebs-
klima insgesamt, das Zusammenar-
beiten der Kollegen und die Qualität 
der Versorgung auswirken wird. „Die 
Kollegen werden sich bei Problemen 
noch mehr Unterstützung leisten, 
auch einander korrigieren und auf 
Fehlverhalten hinweisen. Das Projekt 
wird den Mitarbeitern Handlungssi-
cherheit geben. Das wird die Arbeits-
zufriedenheit insgesamt erhöhen.“ 

■	 www.asb-hamburg

Anti-Gewalt-Projekt

Den offenen Umgang mit Fehlern lernen
Gegen Gewalt von Pflegenden an Pflegebedürftigen posi-
tioniert sich der Arbeiter-Samariter-Bund (ASB) Hamburg. 
Führungs- und Pflegekräfte erarbeiten in einem Projekt 
Maßnahmen zur Gewaltprävention. So sollen sich betrof-
fene Kunden künftig an eine Ombudsperson und Mitarbei-
ter an eine interne Vertrauensperson wenden können.   

Themenfelder zur Gewaltprävention

In acht Arbeitsgruppen erarbeiten Führungs- und Pflegekräfte der ASB Sozialeinrichtungen Hamburg GmbH Lö-
sungsstrategien:

>> Fortbildung: Wissensverbesserung bei Leitungs- und Pflegekräften. Thema Gewalt wird in allen Fortbildungen 
mit berücksichtigt, Dozenten entsprechend instruiert.

>> Umgang mit Fehlern: Ziel ist eine Atmosphäre, in der angstfrei über Fehler gesprochen werden kann. AG erarbei-
tet Strukturen.

>> Vertrauensperson: Schaffung einer Anlaufstelle, an die sich Mitarbeiter vertrauensvoll mit Gewalterleben wen-
den können.  

>> Fallbesprechungen: Als Instrument zur praxisorientierten Bearbeitung von Problemen müssen Fallbesprechun-
gen professionell geleitet werden. Auch müssen Pflegekräfte qualifiziert sein, damit Fallbesprechungen wirksam 
sein können.

>> Netzwerk nach innen: Kollegiales Coaching zwischen den Sozialstationen, wenn innerhalb einer Station keine 
Lösung gefunden werden kann. 

>> Verlässliche Dienst- und Tourenplanung: Die Arbeitseinsätze im Sinne einer guten Work-Life-Balance planen. Das 
minimiert die Gefahr problematischen Verhaltens bei Pflegekräften 

>> Leitbild/Positionierung/Ombudsperson: Träger muss sich nach innen und außen glaubhaft zum Thema positio-
nieren. Gewalt erlebende Pflegebedürftige können sich an eine Ombudsperson wenden: Gewalt wird transparent 
gemacht.

>> Handlungsleitlinien: Eindeutige Verfahrensregeln, wie der Träger z. B. mit Verdächtigungen gegen Mitarbeiter 
umgeht. Z. B. bei Eigentumsdelikten diese zur (Selbst-)Anzeige bringen. So wird jedem Verdacht von unabhängi-
ger Seite nachgegangen. 
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// Schon die respekt-
lose Anrede, das 
Duzen von Kunden 
sind Grenzüber-
schreitungen //

Matthias Lüschen

Hannover // In Niedersachsen 
unterstützt ein Projekt gezielt frau-
engeführte ambulante Dienste. 
Zwar sei der Frauenanteil in der 
Pflege hoch und die fachliche Qua-
lifikation gut. Doch beim Manage-
mentwissen sehen die Initiatoren 
des Projekts noch Qualifikations-
potenzial.

„Wir wollen frauengeführ-
te Unternehmen in der Branche 
unterstützen und Startups fördern, 
indem wir sie nach Bedarf pro-
fessionalisieren“, sagte Cornelia 
Klaus, Bereichsleiterin Gründerin-
nen-Consult bei hannoverimpuls, 
der gemeinsamen Wirtschaftsför-
derungsgesellschaft von Stadt und 
Region Hannover. 

Betriebswirtschaftliches und 
praktisches Know-how

Das von EU und dem Niedersächsi-
schen Sozialministerium geförder-
te Projekt mit dem Namen „QUaD“ 
(Qualifizierung für Unternehme-
rinnen in den ambulanten Diens-

ten) bietet einen Mix aus betriebs-
wirtschaftlichem und praktischem 
Branchen-Know-how. 

QUaD-Projektleiterin Angela 
Brückner: „Wir bieten Unternehme-
rinnen modulare Qualifizierungs-
angebote, gestaffelt nach Basiswis-
sen, vertieftem Faktenwissen und 
Soft Skills. Das fördert die fachliche 
und persönliche unternehmeri-
sche Kompetenz.“ Der „Ambulante 
Dienst der Zukunft“ könne so von 
Frauen mitgestaltet werden. „Am-
bulante Pflege heißt heute Multi-
dienstleistungen anzubieten“, so 
Brückner.

Auf der Agenda der Arbeits-
gruppen von drei bis fünf Teil-
nehmerinnen stehen Themen wie 
unternehmerische Steuerung, Zeitma-
nagement, Personalführung, Markt- 
positionierung, Kommunikation, so- 
ziale Verantwortung und Gewinn-
orientierung in ambulanten Diens-
ten, Vergütungen und Stundenlöh-
ne für Pflegeleistungen, Kostenplan 
für Geschäftswagen oder Geschäfts-
felderweiterung. 

Angela Brückner sieht gute 
Gründe, sich speziell an Frauen 
zu wenden: „Im Bereich der am-
bulanten Dienste in der Gesund-
heitswirtschaft gibt es einen ho-
hen Frauenanteil, sowohl was die 
Mitarbeiterinnen dieser Unter-
nehmen betrifft, aber auch direkt 
die Leitung. Letztere sind fach-
spezifisch sehr gut ausgebildet, 
doch im Unternehmensalltag sind 
Know-how rund um Unterneh-
mensführung, wie Marketing, Per- 
sonalgewinnung und -führung, Per- 
sonaleinsatzplanung oder weite-
re betriebswirtschaftliche Themen 
gleichzeitig gefragt. Hier wollen 
wir gezielt und branchenspezifisch 
mit unseren Qualifizierungsbau-
steinen ansetzen.“

Drei Qualifizierungsblöcke

QuaD bietet drei modular aufge-
baute Qualifizierungsblöcke mit 
Workshops und Seminaren. Das 
Basisseminar „Grundlagen der 
Unternehmensführung“, vermit-

telt die theoretischen Grundlagen 
von Unternehmensführung. „Hier 
geht es darum, was bedeutet es, 
Unternehmerin in der Gesund-
heitswirtschaft zu sein, welche 
Marktbesonderheiten hat die Ge-
sundheitsbranche und wie kann 
ich die eigenen Strategien, Chancen 

und Risiken analysieren und über-
prüfen“, erläutert Angela Brückner. 
Darüber hinaus werde es Grund-
lagen- Wahl- und Vertiefungs-
Workshops geben. Die kurzen 
Veranstaltungen zu Themen wie 
Buchführung, Versicherung, rund 
um Personal und Marketing sollen 
zwischen drei und sechs Stunden 
dauern werden und zwischen 55 
und 100 Euro kosten. Außerdem 
soll es Fachtage mit je einem fach-
lichen Schwerpunkt geben. 

Hinzu kommen offene Netz-
werkabende. „Wir wollen die be-
stehenden Potenziale für lukrative 
neue Geschäftsmodelle und Koope-
rationen zusammenbringen“, so 
Brückner.� (ls)

■	 Kontakt:  
Angela Brückner 
Projektleiterin QUaD  
E-Mail: angela.brueckner@ 
gruenderinnenconsult.de  
Weitere Informationen gibt es 
online unter der Adresse: 	
www.gruenderinnenconsult.de
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// Unternehmen  
unterstützen und  
Startups fördern //

Angela Brückner

Projekt in niedersachsen

Unternehmerinnen von ambulanten Diensten verstärkt in Managementthemen schulen

Ambulante Dienste
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TAgungen

IT-Strategietag Sozialwirtschaft 2013:  
Teilhabe und selbstbestimmtes Leben im sozialen Wandel 

12.–13.09.2013 / Bonn

Die Anforderungen an die Unternehmen der Sozialwirtschaft sind auch weiter-
hin großen Veränderungen unterworfen. Gesetzlichen Rahmenbedingungen 
ändern sich für viele Bereiche (z.B. Inklusion für die Behindertenhilfe) eben-
so wie das Anspruchsverhalten und die Erwartungen der Klientel (z.B. neue 
Wohnformen in der Altenhilfe). Dabei muss das Gleichgewicht zwischen ge-
sellschaftlicher Aufgabe, ethischem Anspruch und einer forcierten Wirtschaft-
lichkeit immer neu austariert werden.
Der IT-Strategietag hat zum Ziel diesen Fragestellungen nachzugehen und da-
bei Möglichkeiten für eine technische Unterstützung auszuloten. Im Zentrum 
der Tagung stehen daher die Themen Quartierskonzepte, altersgerechte Assis-
tenzsysteme (AAL), Personalrecruiting und Mitarbeiterbindung, Social Media 
Einsatz für die Sozialwirtschaft und Security.
T-Systems International GmbH, Volker Jansen, Hamburg,  
Tel. (0 40) 3 06 00 17 12, volker.jansen@t-systems.com, www.t-systems.de

Eckpunkte sozialdemokratischer Pflegepolitik:  
Für die Regierungszeit nach der Bundestagswahl

18.09.2013 / Berlin 

Gute Pflege ist mehr als die Reform der Pflegeversicherung, deren Reform aber 
Grundlage für eine gute Pflege ist. Thomas Isenberg, Gesundheitspolitischer 
Sprecher der SPD, Fraktion im Berliner Abgeordnetenhaus, erläutert in zehn 
„Maßnahmen für eine gerechte Bürger-Pflegereform“ die Aktionsfelder einer 
SPD-Pflegepolitik nach der Bundestagswahl am 22. September 2013:

>> Job-Offensive: 125.000 neue Stellen in der Pflege
>> Gerechtigkeits-Offensive: bessere Arbeitsbedingungen und Bezahlung
>> Die Bürgerpflegeversicherung solide finanzieren
>> Bessere und verlässlichere Pflegeleistungen durch einen neuen Pflege- 

bedürftigkeitsbegriff
>> Pflege vermeiden und Selbstständigkeit und Teilhabe bis ins hohe Alter 

ermöglichen

>> Investitionen und Engagement für ein altersgerechtes Lebens- und  
Wohnumfeld

>> Passgenaue Leistungen: Die gestaltende Rolle der Kommunen
>> Unterstützungsoffensive für Angehörige: Ausbau d. Beratungsinfrastruktur
>> Flexible Pflegezeit zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf
>> Haushaltsnahe Dienstleistungen.

Deutsches Pflege Forum, Berlin, www.pmg-pflege.de/deutsches-pflege-forum

Seminare

Soziale Absicherung und Fallen bei der Personenschadenregulierung 

13.09.2013 / Hannover 

DeutschenAnwaltAkademie, Berlin, AP: Marko Böhme,  
Tel. (030) 72 61 53-125, boehme@anwaltsakademie.de

Das Konzept ambulant betreuter (Pflege) Wohngruppen 

17.09.2013 / Hamburg

Unternehmensberatung Wißgott, Winsen (Aller), Tel. (0 51 43) 66 96 27,  
info@uw-b.de, www.unternehmensberatung-wissgott.de

Lehrgang

Auf Augenhöhe mit dem MDK – Weiterbildung zum Pflegesachverständi-
gen nach § 53b SGB XI (TÜV)

17.09.2013–11.09.2014 / TÜV Rheinland Akademie / Chemnitz

www.weiterbildung-koeln.de/angebote.php

Orientierungshilfe

Wie entscheide ich in Konfliktsi-
tuationen? Welchen Wertmaß-
stäben fühle ich mich als Alten-
pfleger verpflichtet? In der Pflege 
Engagierte werden immer wie-
der mit diesen Fragen konfron-
tiert. Der Autor stellt eine Fülle 
konkreter Fallbeispiele aus der 
Pflege vor. Sie laden ein, die eige-
ne Position zu klären. Dabei wird 
klar, dass es nicht die eine Lösung 
gibt, wohl aber Methoden, die zu 
tragfähigen Lösungen führen. 
Als Orientierungshilfe dienen 
verschiedene philosophisch-ethi-
sche Konzepte. Ausführlich wird 
die Methodik und Technik der 
Ethischen Fallbesprechung ver-
mittelt. Ein wichtiges Hilfsmittel, 
um alle von einem Konflikt Be-
troffenen an einer tragfähigen 
Lösung zu beteiligen. 
Das Arbeitshandbuch eignet sich  
für PDLs und Pflegekräfte. 

Karl-Heinz Risto: Was sollen wir 
tun? – Ethik in der Altenpflege, 
Vincentz Network, Hannover, 
2012, 93 Seiten, 26,80 Euro

Medientipps

 
Zeilenpreis: EUR 4,39

Mindestzeilenzahl: 2 Zeilen

Gestaltete Anzeigen/pro mm: EUR 1,18

Mindesthöhe: 8 mm

Farbzuschlag (Skalenfarbe): EUR 25,00

Die Preise verstehen sich pro Stichwort und Ausgabe.

Mindestlaufzeit: 12 aufeinanderfolgende Ausgaben
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Dienstleistungen 

Abrechnungssysteme

VIVENDI@connext.de 

www.connext.de

Rufen Sie an: 0211-6355-3988

Abrechnen für

0,5%

 0800 / 678 23 28 (gebührenfrei)

 www.optadata-gruppe.de

 

Abrechnung
Software

Marketing

Beratung

Telefon: 0281 / 9885-110 · Telefax: 0281 / 9885-120 

info@rzh.de 

www.rzh.de
››Abrechnung?

   Ich geb‘ ab und bekomme mehr. ‹‹

www.systema.de

Qualitätsmanagement/ 

Organisationsentwicklung

opta data gruppe 

www.optadata-gruppe.de

Friseur

www.seniorenfriseur.de

EDV- und 

Kommunikationstechnik

Zertifizi
erungen

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Mehr als eine Note - 

unser Qualitätssiegel! 

www.iqd.de  Pflegeheime 

 Ambulante Dienste 

 Psychiatrische  

   Fachpflegeheime  

 
 
 
  

eva/3 viva! Pflegesoftware  

www.optadata-gruppe.de

www.systema.de

Software

PFLegeDienSt 2000 

PFLegeHeiM 2000 

DienStZeit 2000 

www.comfuture.de

vivenDi@connext.de 

www.connext.de

Erfolg ist kein

    Zufall.

www.dm-edv.de

a solution for social

Telefon: 0231 9745-0 · Fax 0231 9745-28

www.dobrick-wagner.de

HyC ARE
Software für die Pflege

www.hycare.de

▪ Heimverwaltung

▪ Pflegeplanung & 

▪ Pflegedokumentation

▪ Dokumentation per Touch-PC

▪ Personaleinsatzplanung

www.loepertz.de

02054 / 9584-0 ▪ info@loepertz.de

Das Prinzip Einfach

Softwarelösungen für die Sozialwirtschaft

www.das-p
rinzip-e

infach.
de

www.syst
ema.de

T +49 (0)7355 799 161

Ernährung

Catering

ARAMARK GmbH

Martin-Behaim-Str. 6 · 63263 Neu-Isenburg

Tel: 06102/745-0

www.aram
ark.de

Bewohner- und Mitarbeiterverpflegung

Besuchercafeterien und Kioske

Fort- und Weiterbildung

PDL POWER-TRAINING

Wegen großer Nachfrage: 

Neue Termine – 4 Orte.

www.pdl-powertraining.de

Gebäudetechnik

.de

Notruf-Handy
www.

Organisation & Verwaltung

Datenverarbeitung

VIVENDI@connext.de 

www.connext.de

Mobile Datenerfassung

Pfleged
okumen

tation

vivenDi@connext.de 

www.connext.de

Manager, Dienstplan,

Planung (exklusiv mit ABEDL)

GODO Systems GmbH

www.godo-systems.de

02131 - 298470

Navigator_Anzeige_25x45mm_V1_D_RZ.indd   104.02.13   18:31

www.systema.de

Pflegep
lanung

VIVENDI@connext.de 

www.connext.de

www.systema.de

Raumeinrichtungen

wissner-
bosserhof

f

www.wi-b
o.de

Sichern Sie sich Ihren 

Eintrag im Navigator 

noch heute! 

Mögliche Rubriken: 

 > Dienstleistungen

 > EDV- und 

Kommunikations- 

technik

 > Ernährung

 > Fort- und  

Weiterbildung

 > Gebäudetechnik

 > Küche &  

Hauswirtschaft

 > Organisation &  

Verwaltung

 > Pflege & Therapie

 > Raumeinrichtungen

 > Textil & Bekleidung

Rückfragen und  

Buchungen unter  

Tel. + 49 511 9910 152 

oder schicken Sie uns 

eine E-Mail an  

verkauf@vincentz.net. 

navigator

Die große  

Marktübersicht unter  

www.marktund 

partner.net.  

Mehr als 3.000 Unter-

nehmen der Altenhilfe 

auf einen Klick

HyC ARE
Software für die Pflege

www.hycare.de

PFLEGEDIENST 2000 
PFLEGEHEIM 2000 
DIENSTZEIT 2000 
www.comfuture.de

Beispiel 5: 
25 mm + Farbzuschlag
EUR 54,40 pro Rubrik/Ausgabe

Positionieren Sie Ihr Unternehmen im  

„markt & partner Navigator“, dem Marktplatz  

der Pflegebranche!“

Rückfragen und Buchungen unter

Tel. +49 511 9910-152 oder

verkauf@vincentz.net

Beispiel 6: 
19 mm + Farbzuschlag
EUR 21,24 pro Rubrik/Ausgabe

Beispiel 4: 
4 Zeilen
EUR 17,56 pro Rubrik/Ausgabe

 0800 / 678 23 28 (gebührenfrei)

 www.optadata-gruppe.de

 

Abrechnung Software MarketingBeratung Beispiel 2: 
30 mm + Farbzuschlag
EUR 60,40 pro Rubrik/Ausgabe

Beispiel 1: 
2 Zeilen
EUR 8,78 pro Rubrik/Ausgabe

VIVEnDI@connext.de 
www.connext.de

Navigator – der schnelle Überblick für Entscheider!

Beispiel 3:
20 mm
EUR 23,60 pro Rubrik/Ausgabe
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Altenpflege Vorsprung durch Wissen 

10 Phasen zur Selbsthilfe

Wer hätte nicht gern die Möglichkeit, Frustrati-
onen und Konflikte des beruflichen Alltags zeitnah 
aufzuarbeiten und zu lösen?

Die Methode der Kollegialen Beratung bietet hier 
Hilfe zur Selbsthilfe. Der praktische Leitfaden von 
Ursula Beckmann erläutert die Einführung von 
Kollegialen Beratungsrunden, vermittelt lösungs-
orientiertes Basiswissen, zeigt den Nutzen und die 
Grenzen der Methode auf. 

Pflegedienstleiter erfahren, wann „gegenseitige 
Beratung auf Augenhöhe“ zum Ziel führt, wodurch 
sich offene Atmosphäre und gute Gesprächskultur 
fördern lassen, wie sich Kollegiale Beratung von 
Coaching oder Teambildung unterscheidet.

Als erfahrene Beraterin zu Fragen der Teament-
wicklung und Kommunikation, ermutigt Ursula 
Beckmann alle Interessierten, die Methode für 
sich zu nutzen.

Reihe PDL 
Ursula Beckmann
Kollegiale Beratung in der Pflege
10 Phasen zur Selbsthilfe
2013, 52 Seiten, kart.,  
18,80 €, Best.-Nr. 664,
auch als eBook (ePub) unter 
www.ebook-kollegiale-beratung.de

Kollegiale Beratung in der Pflege

www.buch-kollegiale-beratung.de
Jetzt bestellen!

CARs Invest

Pflegeheim Rating  
Report 2013

Boris Augurzky, Corinna Hentschker,  
Sebastian Krolop, Roman Mennicken

Pflegeheim Rating Report 2013 
Ruhiges Fahrwasser erreicht

2013, 144 Seiten, kart., 260,- €, Best.-Nr. 684

Jetzt bestellen unter  
www.buch-prr2013.de 
oder als eBook im pdf-Format unter 
www.ebook-prr2013.de  

Vincentz Network · Postfach 62 47 · 30062 Hannover
Telefon +49 511 9910 - 033 · Fax +49 511 9910 - 029 · buecherdienst@vincentz.net · www.careinvest-online.net

Wie steht es um den deutschen Pflegemarkt? Wo liegen 
die Stärken und Schwächen, Chancen und Risiken?

Mit Fokus auf die stationäre Pflege hat das Rheinisch-
Westfälische Institut für Wirtschafts forschung (RWI) 
Daten erhoben, zusammen gestellt und interpretiert. 
Der Vergleich von Preisen, Angeboten, Personal und ein 

entsprechendes Rating sowie Sonderanalysen geben 
wertvolle und fundierte Einblicke. Investoren, Manager 
aus Pflegeheimen und deren Geschäftspartner aus Versi-
cherungen und Banken sowie die Politik finden empirisch 
abgesicherte Erkenntnisse über diesen Markt.

Ruhiges Fahrwasser erreicht

Anzeigen-
schluss

montags  
12.00 Uhr 

5 Tage vor dem  
gewünschten  
Einschalttermin

 
Kontaktaufnahme:

Marianne Lattemann

Tel. + 49 511 9910 155

E-Mail:  

marianne.lattemann 

@vincentz.net



Sichern Sie sich Ihren 
Eintrag im Navigator 
noch heute! 

Mögliche Rubriken: 

>> Dienstleistungen

>> EDV- und 
Kommunikations- 
technik

>> Ernährung

>> Fort- und  
Weiterbildung

>> Gebäudetechnik

>> Küche &  
Hauswirtschaft

>> Organisation &  
Verwaltung

>> Pflege & Therapie

>> Raumeinrichtungen

>> Textil & Bekleidung

Rückfragen und  
Buchungen unter  
Tel. + 49 511 9910 152 
oder schicken Sie uns 
eine E-Mail an  
verkauf@vincentz.net. 

navigator

Die große  
Marktübersicht unter  
www.marktund 
partner.net.  

Mehr als 3.000 Unter-
nehmen der Altenhilfe 
auf einen Klick
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Dienstleistungen 

Abrechnungssysteme

VIVENDI@connext.de 
www.connext.de

www.systema.de

Friseur

www.seniorenfriseur.de

Qualitätsmanagement/ 
Organisationsentwicklung

opta data Gruppe 
www.optadata-gruppe.de

Unternehmensberatung

EDV- und 
Kommunikationstechnik

eva/3 viva! Pflegesoftware  
www.optadata-gruppe.de

www.systema.de

Zertifizierungen

Software

PFLEGEDIENST 2000 
PFLEGEHEIM 2000 
DIENSTZEIT 2000 
www.comfuture.de

VIVENDI@connext.de 
www.connext.de Infividuell & flexibel- 

die Software für  
Soziale Dienstleister 
www.sinfonie.de

Ernährung

Catering

Fort-und Weiterbildung

Organisation & Verwaltung

Datenschutz + IT-Sicherheit

Datenschutz, Audit, Schulung
Backuo- und IT- Notfallkonzepte
Cloud-Computing, Beratung
www.althammer-it.de

Datenverarbeitung

VIVENDI@connext.de 
www.connext.de

Mobile Datenerfassung

Pflegedokumentation

VIVENDI@connext.de 
www.connext.de

www.systema.de

Pflegeplanung

VIVENDI@connext.de 
www.connext.de

www.systema.de

Raumeinrichtungen

Therapie
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Der Mangel an qualifiziertem Personal gehört zu den dringendsten Problemen in der Al-
tenpflege. Schon heute fehlen rund 50 000 Pflegefachkräfte – Tendenz steigend. Einige 
Träger begeben sich daher auf die Suche nach Personal aus dem Ausland.

Leipzig // Nach Prognosen der Ber-
telsmann Stiftung könnten bis 2030 
sogar bis zu einer halben Million 
Vollzeitstellen in der Pflege unbe-
setzt bleiben (Themenreport „Pflege 
2030“, Gütersloh 2012). Um die Ver-
sorgungslücke zu schließen, werben 
Betreiber von Pflegeeinrichtungen 
Personal im Ausland an. 

Sebastian Thieswald, Mitglied 
der Geschäftsleitung der SenVi-
tal GmbH, kennt das Dilemma: 
Pflegeeinrichtungen finden nur 
schwer Fachpersonal, während die 
Zahl der Pflegebedürftigen wächst. 
So versuchte SenVital erfolglos, 
in Deutschland ausreichend Ar-
beitskräfte zu rekrutieren, unter 
anderem für sein im Februar in 
Kleinmachnow bei Berlin eröffne-
tes Senioren- und Pflegezentrum. 
Deshalb startete das Unternehmen, 
das an sieben Standorten Senioren-
zentren betreibt, in Kleinmachnow 
und Hamburg ein Pilotprojekt mit 
Pflegekräften aus Spanien. 

„In einem mehrstufigen Assess-
ment-Center wurden die Kandida-
ten ausgewählt, die zum Beispiel 
mindestens A1-Sprachniveau mit-
bringen sollten“, schildert Sebastian 

Thieswald, der sein Konzept am 15. 
Oktober auf der Pflegemesse Leipzig 
vorstellen wird. Zwischen 40 und 50 
Interviews habe die Personalverant-
wortliche des Unternehmens Anfang 
des Jahres in Malaga geführt. Zehn 
spanische Pflegekräfte zwischen 20 
bis 27 Jahren flogen anschließend 
nach Deutschland. „Alle haben einen 
Bachelorabschluss in Krankenpflege 
und sind sehr gut ausgebildet“, so 
Thieswald. 

„Die neuen spanischen Mitarbei-
ter sind in Vollzeit beschäftigt, mit 
einem vernünftigen Gehalt – wie 
ihre deutschen Kollegen“, unter-
streicht der Manager. SenVital habe 
zudem die Anreisekosten übernom-
men, stelle Unterkünfte in seinen 
Einrichtungen zur Verfügung und 
zahle die Deutschkurse: „Die auslän-
dischen Fachkräfte müssen das B2-
Sprachniveau erreichen, damit ihr 
Examen anerkannt wird.“ 

Obwohl jedem zweiten Jugend-
lichen in Spanien nach Ausbildung 
oder Universität die Arbeitslosigkeit 
drohe, sei die Anwerbung für den 
deutschen Arbeitsmarkt kein Selbst-
läufer: „Deutschland wird zuerst 
als ‚Kulturschock’ erlebt. Nicht nur 

Familie und Freunde werden in der 
Heimat zurückgelassen, die Menta-
lität ist ebenfalls eine andere“, weiß 
Sebastian Thieswald. Aus diesem 
Grund habe SenVital ein „Kultur-
training“ eingerichtet: „Zu Beginn 
wurden Stadtführungen organisiert, 
und ein Tag im Monat ist für Infor-
mationen über die deutsche Kultur 
und Geschichte reserviert.“ Ein ex-
tra freigestellter Mentor fungiere 
als Ansprechpartner für alle Fragen 
– bis hin zum Fitnessstudiovertrag. 
„Wer die jungen Leute dauerhaft 
binden möchte, muss sie behutsam 
in ihre neue Lebenswelt begleiten“, 
sagt Thieswald. Vor allem solle der 
Einsatzort genau besprochen wer-
den: „Einrichtungen in größeren 
Städten oder zumindest stadtnah 
haben höhere Chancen, langfristig 
Mitarbeiter zu finden.“

■	 Der Managementkongress der 
Messe „Pflege + Homecare Leip-
zig“ beleuchtet am 15. Oktober 
2013 von 11.30 bis bis 13.00 Uhr 
das Thema „Fachkräftegewin-
nung im Ausland“. Weitere 
Informationen: www.pflege-ho-
mecare.de 

Senvital startet Pilotprojekt 

Fachkräfte aus dem Ausland

Wie gelingt die Integration ausländischer Pflegekräfte? Der Pflegeheimbetreiber SenVital hat ein Pilotprojekt gestartet, das diese 
Frage beantworten soll. � Foto: fotolia

Heidenheim // Die Nebenprozesse 
im Zuge der Versorgung inkonti-
nenter Bewohner stellen eine zeit- 
und kostenintensive Aufgabe dar. 
Gleichzeitig wird die Kostenerstat-
tung für Inkontinenzprodukte im-
mer geringer. Um dennoch ohne 
viel Aufwand in Alten- und Pflege-
heimen ein effizientes Inkontinenz-
management betreiben zu können, 
kann der Einsatz einer intelligen-
ten Softwarelösung sinnvoll sein. 
Ein Programm, das sich auf dem  
Markt bewährt hat, ist Hilmas von 
Hartmann.

Doch welche Funktionen kann 
eine solche Softwarelösung im Rah-
men der Inkontinenzversorgung 
eigentlich erfüllen? Zuallererst er-
leichtert das Programm die Ver-
sorgungsplanung. Auf Basis der 
hinterlegten Bewohnerdaten und 
Wechselzeitpunkte können in nur 
wenigen Schritten ebenso individu-
elle wie optimale Versorgungspläne 
erstellt werden, die eine pflegerisch 
hochwertige Versorgung jedes ein-
zelnen Bewohners rund um die Uhr 
sicherstellen. 

Kostenkontrolle für mehr  
Wirtschaftlichkeit

Danach erfolgt die Umsetzung: 
Direkt aus den Versorgungsplänen 
heraus generiert Hilmas einen be-
darfsgerechten Bestellvorschlag. Ak-
tuelle Lagerbestände können dabei 
nach der Erhebung berücksichtigt 
und teure Überbestände vermieden 
werden. Online kann die Bestellung 
dann direkt zu Hartmann geschickt 
werden. Das ist einfach – und redu-
ziert im Vergleich zu handschriftli-
chen und mündlichen Bestellungen 
die Fehlerquote. 

Nützliche Details wie bewoh-
nerbezogene Ausgabelisten, welche 
den individuellen Produktbedarf 

eines Bewohners für einen Zeitraum 
x definieren, sollen Pflegekräften da-
rüber hinaus die Arbeit erleichtern. 
Ein weiteres Plus: Dank der integ-
rierten Kostenkontrolle ist es Heim- 
und Pflegedienstleitungen möglich, 
zu kontrollieren, wie sich geplante 
und tatsächliche Kosten entwickeln.

Hohe Sicherheit bietet die Soft-
ware durch ein integriertes Rollen-
konzept: Jeder Mitarbeiter sieht 
nur das, was er für seine Arbeit 
tatsächlich benötigt. Das macht 
die Bedienung einfacher. Gut ge-
schützt sind die hinterlegten Daten 
durch eine zentrale Datenhaltung 
in dem hartmanneigenen, moder-
nen Rechenzentrum. 

Dass durch die Software deut-
liche finanzielle wie zeitliche Ein-
sparungen realisiert werden, zeigt 
eine Umfrage unter Anwendern. 
Pflegedienstleitung Iris Gatzemeier 
von der Stiftung St. Thomaehof in 
Braunschweig sagt: „Seit wir Hil-
mas verwenden, ist unser Inkonti-
nenzmanagement eindeutig einfa-
cher geworden. Zugleich haben wir 
mehr Zeit für unsere Bewohner, die 
sich über mehr Aufmerksamkeit 
freuen.“ Damit unterstützt das Sys-
tem Heime bei einer individuellen 
und wirtschaftlichen Inkontinenz-
versorgung – von der Konzeption 
bis zur Realisierung.

■	 „Zeitgewinn durch Outsourcing: 
passgenaue Inkontinenz- 
versorgung ohne Umwege“  
lautet ein Vortrag von Armin 
Haas und Jens Profendiener,  
beide Hartmann, auf der  
Altenheim VIRTUELL am 
25.9.2013.  
 
Registrieren Sie sich jetzt 
kostenfrei: www.altenheim-vir-
tuell.de/Prozessoptimierung/ 
Fachkongress 

software zur Prozessoptimierung

Inkontinenz versorgen

TÜV Rheinland Akademie startet Update-Seminare

Nachschulungspflicht für Gutachter
Köln // Neben dem Medizinischen 
Dienst der Krankenversicherung 
(MDK) dürfen Pflegekassen jetzt 
auch entsprechend qualifizierte un-
abhängige Gutachter beauftragen, 
um Pflegebedürftigkeit festzustel-
len. Das legt eine am 6. Mai von der 
Gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) verabschiedete, vom Bundes-
ministerium für Gesundheit (BMG) 
genehmigte und am 11. Juni in Kraft 
getretene Richtlinie fest. Damit 
soll insbesondere Fällen drohender  
Fristüberschreitung vorgebeugt wer-
den. Um die Qualität der Gutachten 
unter Berücksichtigung der jeweils 
aktuellen gesetzlichen Vorgaben si-
cherzustellen, sieht die GKV-Richt-
linie für unabhängige Gutachter 

(UGu-RiLi) eine jährlich zu erfüllende 
16-stündige Nachschulungspflicht 
vor. Die TÜV Rheinland Akademie 
bietet entsprechende Workshops an 
den Standorten Krefeld, Dortmund, 
Chemnitz, Berlin, Offenbach und 
Hamburg an. Neben einer Know-
how-Auffrischung und der Vermitt-
lung von veränderten Vorgaben 
anhand konkreter Fallübungen er-
möglichen die Kurse den Teilneh-
mern auch einen Erfahrungsaus-
tausch im Kollegenkreis. 

■	 Die nächsten Termine: 22. und 
23. Oktober in Dortmund sowie 
14. und 15. November in Kre-
feld. www.tuv.com/pflegebe-
gutachtung 

Forbo und Caparol ausgezeichnet

Health Media Award für das Konzept Lebensräume
Ober-Ramstadt // Das Konzept Le-
bensräume – ganzheitliche Gestal-
tungskonzepte mit Farben und Bo-
denbelägen speziell für Wohnräume 
älterer Menschen – hat den Health 
Media Award erhalten. Auf der 
ALTENPFLEGE 2013 präsentierten 
Forbo und Caparol erstmals ihr Ge-
meinschaftsprojekt. Erfahrungswis-
sen aus der Altenpflegepraxis und 
wissenschaftliche Erkenntnisse bil-
den die Grundlage für die Farb- und 
Materialkonzepte. 

Die Lebensräume beinhalten 
fünf Farbwelten, die von Stimmun-

gen aus der Natur inspiriert sind 
und Wohnlichkeit, Anregung und 
Orientierung vermitteln sollen. So 
können Alltagskompetenzen län-
ger erhalten, Eigenständigkeit und 
Wohlbefinden gefördert und der 
Pflegealltag erleichtert werden.

Das aus Fächer und Broschüre 
bestehende Gestaltungsmittel Le-
bensräume wurde seitdem Archi-
tekten und Betreibern von Pflegeein-
richtungen vorgestellt und erhielt 
positive Resonanz: Zuverlässigkeit in 
der Realisierung durch den gewerk-
eübergreifenden Ansatz, Unabhän-

gigkeit von trendbezogenen Farben 
und ein Konzept, das Gestaltungs-
sicherheit auf wissenschaftlicher 
Basis mit Expertenerfahrung paart, 
überzeugen die Zielgruppe. 

Diese Meinung teilte auch die 
Jury des Health Media Awards und 
vergab den Preis in der Sonderkate-
gorie „Demenz und Kommunika-
tion“ für das „Beste Gestaltungs-
mittel national“. 

■	 www.caparol.de/gestaltung/
beratungsmittel/lebensraeume.
html 

Belegung und Recruiting

Online-Lösungen zur Personalsuche 
Karlsruhe // Wohnen-im-Alter.de 
bietet Gesamtlösungen für das Bele-
gungsmanagement und Recruiting. 
Premium-Kunden erhalten eine 
transparente Online-Präsenz, regel-

mäßige Heimplatzanfragen, Full-
Service und eine Jobflatrate für den 
spezialisierten Pflege-Stellenmarkt. 

■	 www.wohnen-im-alter.de 


